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Das Kinder- und Jugendheimgesetz vom 27. November 2017 (KJG, LS 852.2) beabsichtigt 
die bedarfsgerechte1 Unterstützung von Familien, die das Wohl und den Schutz ihrer Kin-
der aus eigenen Kräften nicht sicherstellen können. Die Bildungsdirektion hat den Auftrag, 
ein entsprechendes Angebot an ergänzenden Hilfen zur Erziehung zu gewährleisten, wozu 
eine Gesamtplanung erstellt wird (§ 5 lit. a und b KJG). Die Gesamtplanung bildet das stra-
tegische Instrument zur Steuerung des Angebots an ergänzenden Hilfen zur Erziehung im 
Kanton Zürich. Basierend auf dieser Planung bestellt der Kanton bei den Leistungserbrin-
genden mittels Leistungsvereinbarung Leistungen im Bereich der Heimpflege (Bereitstel-
lungskapazitäten), der Familienpflege, der Dienstleistungsangebote in der Familienpflege 
und der sozialpädagogischen Familienhilfe.

Der Prozess der Gesamtplanung ist im «Konzept Gesamtplanung ergänzende Hilfen 
zur Erziehung» beschrieben, das sich auf der Website des Kantons Zürich findet. Die 
Bildungsdirektion ermittelt im Prozess der Gesamtplanung, welcher Bedarf an ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung für Kinder, Jugendliche und ihre Familien im Kanton Zürich besteht und 
plant die entsprechenden Massnahmen zur Umsetzung. Dieser Massnahmenplan diente 
dem Begleitgremium als Grundlage für ihre Stellungnahmen zu Strategie, Massnahmen und 
Bestelldesign. Das Begleitgremium stellt den in § 6 Abs. 2 KJG definierten Einbezug der 
Gemeinden, der zuweisenden Stellen, der Leistungserbringenden und der Leistungsbezie-
henden in die Erarbeitung der Gesamtplanung auf struktureller Ebene sicher. Die Mitglieder 
des Begleitgremiums entwickeln die Ziele mit, schätzen den Bedarf ein, formulieren die 
Empfehlungen zuhanden der Direktion und reflektieren den Planungsprozess. Das Begleit-
gremium setzt sich wie folgt zusammen:

Praxisfeld Organisation

Adressatinnen und Adressaten Careleaver Schweiz

Zivilrechtlicher Kindesschutz KESB-Präsidienvereinigung (KPV)

Jugendstrafrechtspflege Oberjugendanwaltschaft

Gemeinden Verband der Gemeindepräsidien (GPV)

Sozialkonferenz (SoKo)

Soziale Dienste Stadt Zürich (SOD)

1	 Bedarfsgerecht ist diejenige Unterstützungsleistung, die einerseits zugunsten der betroffenen Kinder 
und Jugendlichen und ihrer Familien für die Gewährleistung oder Wiederherstellung des Kindes-
wohls und die angemessene Bewältigung der konkreten Lebenssituation am wirksamsten erscheint. 
Andererseits sollen die Hilfen stets auch das Ziel verfolgen, die Eltern zu befähigen, die Situation  
mit eigenen Mitteln zu verbessern, damit auf eine externe Unterstützung verzichtet werden kann  
(ABl 2015-08-28 S. 27).

1	 Zweck des vorliegenden 
Dokuments

https://www.zh.ch/de/familie/ergaenzende-hilfen-zur-erziehung.html#-489900215
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Leistungserbringende Dachverband sozial- und sonderpädagogi-
scher Organisationen Kanton Zürich  
(DASSOZ)

Vereinigung Jugendheimleitungen Kanton 
Zürich (JHLZ)

Sozialpädagogische Familienbegleitung (SPF)

Regionalverband Zürich

Fachverband DAF Pflegekind

Pflege- und Adoptivkinder Schweiz (PACH)

Forschung ZHAW Soziale Arbeit

Direktion Amt für Jugend und Berufsberatung (AJB)

Das aus dem Massnahmenplan und den Stellungnahmen resultierende Versorgungskonzept 
wurde von der Direktion verabschiedet und dient als Instrument zur Steuerung der ergän-
zenden Hilfen zur Erziehung im Kanton Zürich sowie zur Detailplanung der Massnahmen.

Das vorliegende Dokument beschreibt in Kapitel 2 die Ausgangslage. In Kapitel 3 wird das 
Zukunftsbild der ergänzenden Hilfen zur Erziehung im Sinne einer langfristigen Soll-Aus-
richtung beschrieben. In Kapitel 4 werden wichtige Rechtsgrundlagen aufgeführt, die nebst 
dem KJG für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung von Bedeutung sind. Kapitel 5 fasst 
die wesentlichen Ergebnisse der Analysearbeiten der vergangenen zweieinhalb Jahre zu-
sammen und gibt damit im Sinne einer Ist-Beurteilung eine Übersicht über den aktuellen 
Kenntnisstand von Nutzung, Kosten, Qualität, Angebot und Bedarf. Basierend auf diesen 
Erkenntnissen und in Abstimmung mit den Empfehlungen des Begleitgremiums wurde eine 
Strategie als konkrete Handlungsanweisung in Form von fünf strategischen Schwerpunkten 
formuliert – diese wird in Kapitel 6 dargestellt. Die Massnahmenempfehlungen des Be-
gleitgremiums wurden strategisch und fachlich zu Massnahmenpaketen konsolidiert, die 
in Kapitel 7 beschrieben werden. Kapitel 8 umfasst das Bestelldesign, das die quantita-
tive Entwicklung der Angebotslandschaft beschreibt, die schliesslich in Kapitel 9 in eine 
Einschätzung der Kosten mündet. Die erste Durchführung der Gesamtplanung war sehr 
anspruchsvoll und aufwändig und wurde von sehr vielen Personen unterstützt. In Kapitel 
10 möchten wir uns aus diesem Grunde für die Kooperation und die konstruktive Zusam-
menarbeit bedanken. 
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2	 Ausgangslage

Ergänzende Hilfen zur Erziehung werden dann eingesetzt, wenn vorgelagerte fördernde, 
beratende und unterstützende Leistungen nicht ausreichen, um das Wohl und das för-
derliche Aufwachsen eines Kindes oder eines bzw. einer Jugendlichen zu gewährleisten 
bzw. sicherzustellen. Die ergänzenden Hilfen zur Erziehung umfassen gemäss KJG die 
sozialpädagogische Familienhilfe (SPF), die Familienpflege, die Dienstleistungsangebote 
in der Familienpflege (DAF) und die Heimpflege. Im Kanton Zürich werden diese Leistun-
gen mehrheitlich von privaten Leistungserbringenden erbracht, mit denen der Kanton zur 
Sicherstellung des Angebots Leistungsvereinbarungen abschliesst.

2.1	 Kinder- und Jugendheimgesetzgebung

Das KJG und die dazugehörige Kinder- und Jugendheimverordnung vom 6. Oktober 2021 
(KJV, LS 852.21) sind am 1. Januar 2022 in Kraft getreten und lösten das Gesetz über die 
Jugendheime und die Pflegekinderfürsorge vom 1. April 1962 ab. Das KJG bezweckt die 
Sicherstellung eines bedarfsgerechten Angebots an ergänzenden Hilfen zur Erziehung und 
regelt die Planung und Finanzierung des Angebots sowie die bewilligungs- und melde-
pflichtigen Tätigkeiten (vgl. § 1 KJG). Anspruch auf ergänzende Hilfen zur Erziehung haben 
Minderjährige mit Wohnsitz im Kanton Zürich (§ 3 Abs. 1 KJG). In begründeten Fällen be-
steht der Anspruch über die Volljährigkeit hinaus, insbesondere bis zum Abschluss einer 
ergänzenden Hilfe zur Erziehung; der Anspruch besteht längstens bis zur Vollendung des 
25. Altersjahres (§ 3 Abs. 2 KJG in Verbindung mit § 5 Abs. 1 KJV). Eine ergänzende Hilfe 
zur Erziehung wird finanziert, wenn eine Anordnung einer Kindes- und Erwachsenenschutz
behörde (KESB) oder eines Gerichts oder eine Kostenübernahmegarantie der Direktion vor-
liegt (§ 22 Abs. 1 KJG). Eine Kostenübernahme wird garantiert, wenn die beantragte Hilfe zur 
Erziehung zum Schutz des Kindeswohls geeignet und erforderlich ist (§ 23 Abs. 1 KJG). Seit 
Inkrafttreten des KJG finanzieren der Kanton und die Gemeinden gemeinsam die Kosten der 
nach diesem Gesetz bezogenen Leistungen im Verhältnis 40 zu 60. Der Anteil der einzelnen 
Gemeinden bestimmt sich nach der Einwohnerzahl (vgl. §§ 17 f. KJG). 

2.2	 Steuerung mittels Gesamtplanung

Mit der Gesamtplanung steuert der Kanton auf einer strategischen Ebene die Versorgung 
in quantitativer und qualitativer Hinsicht. Das KJG hält inhaltliche und organisatorische An-
forderungen dazu fest. So hat die Angebotsgestaltung den Grundsätzen der Wirksamkeit, 
Qualität und Wirtschaftlichkeit Rechnung zu tragen (vgl. § 3 Abs. 4 KJG). Weiter ist ins-
besondere die Beteiligung von Gemeinden, zuweisenden Stellen, Leistungserbringenden 
und Leistungsbeziehenden an der Gesamtplanung gesetzlich vorgeschrieben. Die Gesamt
planung hat gemäss KJG die gesellschaftlichen Entwicklungen zu berücksichtigen und 
Aussagen zum Leistungsbedarf, zur Versorgungsstruktur, zur Qualität und zu den Kosten 
zu enthalten (§ 6 KJG). Basierend auf der Gesamtplanung schliesst das Amt für Jugend und 
Berufsberatung (AJB) Leistungsvereinbarungen mit Leistungsanbietenden ab und bestellt 
die gewünschten Leistungen in entsprechender Qualität und Menge. Zudem nimmt das 
AJB eine Steuerungsfunktion mittels Aufsicht über die Leistungserbringung und Prüfung 
der Kostenübernahmegarantien auf Ebene der Einzelfallfinanzierung ein.
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2.3	 Abgrenzung und Kooperation mit weiteren 
Versorgungssystemen

Die Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung sind von Leistungen aus anderen 
Versorgungssystemen abzugrenzen. In vielen Fällen erfolgt die Leistungserbringung nicht 
isoliert, sondern es werden sowohl vor- wie nachgelagert als auch zeitgleich Leistungen 
aus anderen Versorgungssystemen erbracht. Bei der Gesamtplanung wie auch bei der täg-
lichen Arbeit der Akteure ist somit einerseits die systemische Gliederung der Versorgungs-
landschaft zu beachten und andererseits die möglichst nahtlose Planung und Kooperation 
mit den anderen Versorgungssystemen zu vollziehen. Die folgenden, nicht abschliessend 
aufgeführten Leistungen sind nicht Bestandteil der Gesamtplanung nach KJG, weil es sich 
bei ihnen nicht um ergänzende Hilfen zur Erziehung handelt. Mit den entsprechenden Pla-
nungsinstanzen sind die Planungen jedoch im Sinne einer gesamtheitlichen Systemsicht 
abzustimmen und die Massnahmen zur Steuerung der Versorgungslandschaft zu koordi-
nieren.

Beratung, Information und Elternbildung (Mütter- und Väterberatung,  
Erziehungs- und Familienberatung, Elternbildung, Alimentenhilfe)
Beratungs- und Elternbildungsangebote gehören zu den universellen und spezifischen 
Kinder- und Jugendhilfeleistungen gemäss § 15 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes vom 
14. März 2011 (KJHG, LS 852.1). Sie weisen eine deutlich geringere Intensität und Eingriffs
tiefe in das Familiensystem auf als ergänzende Hilfen zur Erziehung.

Erziehungsbegleitung (insb. Beistandschaften) 
Das Führen von Beistandschaften sowie Vormundschaften als Kindesschutzmassnahmen 
ist ebenfalls Teil der Kinder- und Jugendhilfeleistungen gemäss KJHG (§ 17 Abs. 1 lit. b 
KJHG).

Sonderpädagogische Massnahmen im Früh- und Nachschulbereich 
Heilpädagogische Früherziehung (Vorschulbereich), Audiopädagogik (Nachschulbereich) 
und Logopädie (Vor- und Nachschulbereich) sind ebenso Massnahmen gemäss KJHG 
(§§ 29 ff. KJHG in Verbindung mit § 4a Verordnung über die sonderpädagogischen Mass-
nahmen im Vor- und Nachschulbereich vom 7. Dezember 2011 [LS 852.12]).

Familienergänzende Betreuungsangebote (Krippen, Horte und Tagesfamilien)
Familienergänzende Betreuungsangebote fördern die Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Dabei umfassen sie Betreuung, Erziehung und Bildung der Kinder, die in der Regel gemein-
sam mit anderen Kindern in ihrer Entwicklung gefördert und begleitet werden. Familien
ergänzende Betreuungsangebote können im individuellen Fall auch als Kindesschutzmass-
nahmen dienen. Dennoch bleiben sie – unabhängig von den effektiven Betreuungs- und 
Begleitungszeiten – hinsichtlich des Eingriffs in das Familiensystem weniger invasiv und 
weniger intensiv als ergänzende Hilfen zur Erziehung, weshalb sie nicht als solche finanzier-
bar sind und daher auch nicht in die Gesamtplanung miteingeschlossen werden.

Sozialbegleitung für Familien (SOF)
SOF definiert sich als «eine niederschwellige Interventionsform für Familien, die nicht in 
erster Linie pädagogische Unterstützung brauchen, sondern auf eine praxisnahe Beglei-
tung im Familienalltag angewiesen sind». Ergänzende Hilfen zur Erziehung zeichnen sich 
dadurch aus, dass sie – auch hier wieder unabhängig von den effektiven Betreuungs- 
und Begleitungszeiten – aus fachlicher Hinsicht intensiver und invasiver sind als die vor-
gelagerten Kinder- und Jugendhilfeleistungen. Ergänzende Hilfen zur Erziehung bedeuten 
immer auch einen Eingriff in die Erziehungskompetenz der Eltern. Bei Sozialbegleitungen 
für Familien handelt es sich primär um alltagspraktische Unterstützung ohne Eingriff in die 
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Erziehungskompetenzen der Eltern, weshalb sie nicht als ergänzende Hilfen zur Erziehung 
zu kategorisieren sind.

Schulsozialarbeit
Die Schulsozialarbeit ist ein Handlungsfeld der ambulanten Kinder- und Jugendhilfe, das 
innerhalb der Schule verortet ist. Die Schulsozialarbeit fällt in die Zuständigkeit der Ge-
meinden. Diese sind verpflichtet, für ein bedarfsgerechtes Angebot an Schulsozialarbeit 
zu sorgen. Dabei haben sie auch die Möglichkeit, die Führung der Schulsozialarbeit gegen 
kostendeckende Beiträge der zuständigen Jugendhilfestelle zu übertragen (§ 19 KJHG).

Gesundheitsbereich
Leistungen, die aus der obligatorischen Krankenversicherung finanziert werden, beispiel-
weise Therapien oder Aufenthalte in psychiatrischen Einrichtungen, gehören nicht zu den 
ergänzenden Hilfen zur Erziehung. Die ergänzenden Hilfen zur Erziehung ermöglichen und 
fördern die Entwicklung gesundheitlicher Aspekte, insbesondere auch der psychischen 
Gesundheit, weshalb Kooperationen mit entsprechend qualifizierten Organisationen oder 
Personen bei Bedarf aufgenommen werden. Die Gesamtplanung formuliert aus diesem 
Grund auch Massnahmen, die die interdisziplinäre Zusammenarbeit fördern.

Zusammenarbeit mit dem Volksschulamt
Seit Anpassung des Volksschulgesetzes vom 7. Februar 2005 (LS 412.100) und Inkrafttreten 
des KJG per 1. Januar 2022 ist das Volksschulamt (VSA) zuständig für die Aufsicht über die 
Sonderschulen und das AJB für die Aufsicht über die Heimpflege. Zudem sind beide Ämter 
zur Planung des jeweiligen Bedarfs verpflichtet. Dies führt dazu, dass bei Sonderschulen 
mit Heimpflegeangebot das VSA für die Planung der Platzzahlen der Sonderschulung und 
das AJB für die Platzzahlen der Heimpflege zuständig ist. Die beiden Ämter koordinieren 
aus diesem Grund die Planungs- und Aufsichtsarbeiten. Das VSA veröffentlicht ihre «Versor-
gungsplanung der Sonderschulung» jeweils auf der Website des Kantons Zürich.

Zusammenarbeit mit der Jugendstrafrechtspflege
Im Rahmen erzieherischer Betreuung oder therapeutischer Behandlung sieht das Bundes-
gesetz vom 20. Juni 2003 über das Jugendstrafrecht (SR 311.1) auch Schutzmassnahmen 
mit Unterbringungen vor. Diese kann bei einer Privatperson, in einer Erziehungs- oder einer 
Behandlungseinrichtung erfolgen und sowohl offen als auch geschlossen sein. Somit ergibt 
sich im Bereich der Familienpflege, insbesondere aber im Bereich der Heimpflege, ein pla-
nerischer Abstimmungsbedarf zwischen der Jugendstrafrechtspflege und dem AJB.

2.4	 Vorgehen

Ziel der Gesamtplanung ist festzustellen, zu welchem Grad das Leistungsangebot im Be-
reich der ergänzenden Hilfen zur Erziehung dem Bedarf der Kinder, Jugendlichen, jungen 
Erwachsenen und Familien entspricht. Die Analyse des Bedarfs erfolgt durch die Konsul
tation der relevanten Stakeholder, die die Betrachtung des Systems und dessen Bedarf aus 
unterschiedlichen Perspektiven gewährleistet. Am Ende des vierjährigen Prozesses legt 
das AJB in einem Versorgungskonzept fest, welche Massnahmen es braucht, um gemäss  
§ 1 Abs. 1 KJG ein bedarfsgerechtes Angebot sicherzustellen. 

Der Prozess der Gesamtplanung umfasst fünf Phasen und ist als Zyklus angelegt, der vier 
Jahre umfasst. Er ist im Detail im Konzept Gesamtplanung beschrieben. In der ersten Phase 
der Gesamtplanung wurde das Vorgehen für den ersten Planungszyklus festgelegt und die 
Zusammenarbeit konstituiert. 

https://www.zh.ch/de/bildung/informationen-fuer-schulen/informationen-volksschule/volksschule-schulinfo-besonderer-bildungsbedarf/schulinfo-sonderschulung.html#-1046297920
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Im Fokus der zweiten Phase stand die Erarbeitung der Grundlagen, die als Ausgangslage für 
die Bedarfseinschätzung dienten. Erstens wurde in dieser Phase ein Zwischenbericht erar-
beitet, der die relevanten gesellschaftlichen und fachspezifischen Entwicklungen aufarbeitet 
und – gestützt auf 22 Interviews sowie einer Onlinebefragung mit 209 Teilnehmenden – eine 
Einschätzung des aktuellen Angebots sowie dessen Nutzung vornimmt. Zweitens wurde 
von der Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften (ZHAW) in Zusammenarbeit 
mit dem AJB, basierend auf dem Datenkonzept Gesamtplanung, ein Datenbericht erarbei-
tet. Dieser enthält quantitative Auswertungen zur Angebotslandschaft und der Nutzung der 
ergänzenden Hilfen zur Erziehung. 

In der dritten Phase wurde der Bericht zur Bedarfseinschätzung erarbeitet. Hierfür wur-
den im Rahmen von fünf Regionalkonferenzen eine breite Auswahl von insgesamt über 
100 Fachpersonen aus unterschiedlichen Bereichen und Organisationen miteinbezogen. 
Weiter wurde in dieser Phase die Datenbasis für die Bedarfseinschätzung um Interviews 
mit Kindern und Jugendlichen in der Heimpflege, Fallvignetten von Fällen mit besonders 
fordernden Bedarfslagen und einer Kurzanalyse zum Bedarf an geschlossenen Plätzen für 
Mädchen erweitert. Die Mitglieder des Begleitgremiums formulierten auf Basis der Bedarfs-
einschätzung Massnahmenempfehlungen für die Deckung des Bedarfs und die Weiterent-
wicklung der Angebotslandschaft – insgesamt gingen 118 Empfehlungen ein.

In der vierten Phase bearbeitete das AJB die vorgeschlagenen Massnahmen. Basierend 
auf den Erkenntnissen aus dem Zwischenbericht und dem Bedarfsbericht sowie aus den 
eingegangenen Massnahmenempfehlungen hat das AJB eine Mission, eine Vision und eine 
Strategie für die Ausgestaltung der Angebotslandschaft erarbeitet. Hierauf basierend hat 
das AJB eine quantitative Planung und einen Massnahmenplan für die Jahre 2026 bis 2029 
erstellt. Einige vordingliche Massnahmen wurden bereits im Laufe des Planungsprozesses 
angegangen und sind als «Rolling Stones» bezeichnet. 

Der Massnahmenplan wurde den Mitgliedern des Begleitgremiums zur Stellungnahme vor-
gelegt. Alle Mitglieder haben eine mit ihren Organisationen abgestimmte Stellungnahme 
eingereicht. Die Stellungnahmen wurden durch das AJB zur Kenntnis genommen und bei 
der Überführung des Massnahmenplans in das Versorgungskonzept berücksichtigt. Einige 
Stellungnahmen werden zudem in die anstehende Evaluation des KJG und in die Evaluation 
des Prozesses Gesamtplanung einfliessen.
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Das Zukunftsbild beschreibt den 
Soll-Zustand und dient der Aus-
richtung aller strategischen wie 
auch operativen Bestrebungen. 
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3	 Zukunftsbild 

Das Zukunftsbild beschreibt die langfristige Ausgestaltung der ergänzenden Hilfen zur Er-
ziehung als Soll-Zustand und dient der Ausrichtung aller strategischen wie auch operativen 
Bestrebungen. Es gliedert sich in Mission, Vision und Werte. Die Mission beinhaltet den im 
KJG verankerten Auftrag der Bildungsdirektion in Bezug auf die Gesamtplanung der ergän-
zenden Hilfen zur Erziehung. Die Vision stellt das ideale Zukunftsbild inhaltlich dar und prägt 
die strategische Ausrichtung. Die Werte schaffen einen verbindlichen Orientierungsrahmen 
für die Akteure und ein gemeinsames Grundverständnis.

3.1	 Mission

Die Bildungsdirektion stellt ein bedarfsgerechtes Angebot an ergänzenden Hilfen zur Er-
ziehung sicher. Die Gestaltung des Angebots erfolgt auf Grundlage einer Gesamtplanung 
und trägt den Grundsätzen der Wirksamkeit, Qualität und Wirtschaftlichkeit Rechnung. Die 
Gesamtplanung berücksichtigt gesellschaftliche Entwicklungen und enthält Aussagen zum 
Leistungsbedarf, zur Versorgungsstruktur, zur Qualität und zu den Kosten. Leistungsfinan-
zierende, Zuweisende, Leistungserbringende sowie Leistungsbeziehende werden in die 
Erarbeitung einbezogen. 

3.2	 Vision

Die ergänzenden Hilfen zur Erziehung richten sich auf die gesunde Entwicklung und die 
gelingende Integration von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen aus. Die Hilfen 
stehen allen Anspruchsberechtigten zur Verfügung, werden zum passenden Zeitpunkt und 
im passenden Ausmass erbracht. Die Leistungserbringenden nutzen in der Angebotsge-
staltung alle vorhandenen Ressourcen und verhelfen zu einem guten und normalen Alltag. 
Das AJB gewährleistet die Bereitstellung eines bedarfsgerechten Angebots und unterstützt 
Entwicklungsmassnahmen mit Blick auf das Gesamtsystem.

3.3	 Werte

Das Übereinkommen vom 20. November 1989 über die Rechte des Kindes (UN-Kinder-
rechtskonvention, SR 0.107), die Bundesverfassung (BV, SR 101) und die Verordnung vom 
19. Oktober 1977 über die Aufnahme von Pflegekindern (Pflegekinderverordnung, PAVO, 
SR 211.222.338) bilden wichtige inhaltliche sowie rechtliche Referenzrahmen für die Gestal-
tung der Versorgung (siehe dazu Kapitel 4). Zudem orientiert sich das Versorgungskonzept 
an den für die Gesamtplanung entwickelten Versorgungsgrundsätzen. Sie sind relevant für 
die Bewertung des Leistungsangebots und dessen Nutzung wie auch für die Bedarfsein-
schätzung und die Massnahmenplanung. Die zehn gleichberechtigten Versorgungsgrund-
sätze lauten:
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Die 10 gleichberechtigten Versorgungsgrundsätze

Die Gestaltung des Leistungsangebots ermöglicht die Qualitäts
entwicklung hinsichtlich der drei Dimensionen: Strukturen, Prozesse 
und Wirksamkeit.

Die Gestaltung des Leistungsangebots trägt dem Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit Rechnung.

Die Bereitstellung der Angebote im Bereich ergänzende Hilfen zur 
Erziehung entspricht dem Bedarf der Kinder, Jugendlichen und 
Familien, mit dem Ziel einer möglichst hohen Passung. Die Entwick-
lung der Bedarfslagen von Familien und die Passung der Angebote 
wird datenbasiert beobachtet und die Passung laufend verbessert.

Ungeachtet ihres Geschlechts, ihrer sozialen und kulturellen Herkunft 
oder einer möglichen Beeinträchtigung haben Kinder und Jugendliche 
Zugang zu den Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung.

Sozialpädagogische Familienhilfe, Dienstleistungen in der Familien
pflege sowie Familien- und Heimpflege sind gleichberechtigte 
Hilfeformen, die nach Bedarf im Einzelfall genutzt werden.

Gleich-
berechtigte
Hilfeformen

Bedarfs-
orientierung

Zugänglichkeit

Qualitäts-
entwicklung

Wirtschaft-
lichkeit
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Das Leistungsangebot im Kanton Zürich zeichnet sich durch hohe 
Vielseitigkeit aus, hinsichtlich Betreuungsform, Betreuungsintensität 
und Spezialisierung. Es kann flexibel genutzt werden.

Geografische Aspekte werden bei der Gesamtplanung berücksichtigt, 
etwa, ob Angebote mit den öffentlichen Verkehrsmitteln zugänglich 
sind, ob sie durch ihre geografische Lage – wenn sinnvoll – flexibel 
genutzt werden können, ob sie – wenn sinnvoll – Distanzplatzierungen 
ermöglichen.

Die Angebote sind sozialräumlich ausgerichtet. Das heisst u. a.,  
dass – wenn möglich und sinnvoll – auch die gesamte Lebenswelt  
des Kindes und seiner Familie, die Ressourcenorientierung und  
die bereichsübergreifende Zusammenarbeit im Zentrum stehen.

Die Gesamtplanung berücksichtigt den Bedarf aller Leistungs
finanzierenden und die Nutzung der Angebote durch zuweisende 
Stellen aus anderen Kantonen.

Die Gesamtplanung ermöglicht Entwicklung und Innovation 
hinsichtlich des Leistungsangebots und der Leistungserbringung.

Sozialraum-
orientierung

Für alle  
Leistungs

finanzierende

Entwicklungs-
orientierung

Passende  
Standorte

Vielseitigkeit



13



14

4	 Rechtliche Grundlagen

Die Grundsätze der kantonalen Gesamtplanung sind im KJG verankert. Für die Ausge-
staltung des bedarfsgerechten Angebots und die Regelung der melde- und bewilligungs
pflichtigen Tätigkeiten sind ergänzend zum KJG insbesondere folgende Rechtsgrundlagen 
von Bedeutung: 

4.1	 UN-Kinderrechtskonvention

Im Jahr 1997 hat die Schweiz die UN-Kinderrechtskonvention ratifiziert und sich damit ver-
pflichtet, das Wohl des Kindes bei allen Massnahmen, die Kinder betreffen, vorrangig zu 
berücksichtigen und für die Umsetzung der Kinderrechte in der Schweiz besorgt zu sein.

4.2	 Bundesverfassung

Die Bundesverfassung statuiert in Art. 11 einen Anspruch der Kinder und Jugendlichen auf 
besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und auf Förderung ihrer Entwicklung. Der Bund 
und die Kantone setzen sich gemeinsam für die Entwicklung der Kinder und Jugendlichen 
ein (Art. 41 und 67 BV). 

4.3	 Zivilgesetzbuch

Der zivilrechtliche Kindesschutz ist im ZGB geregelt. In Art. 301a Abs. 1 ZGB ist der Grund-
satz verankert, wonach die Eltern als Inhaber der elterlichen Sorge den Aufenthaltsort des 
Kindes bestimmen. Wenn das Kindeswohl gefährdet ist und die Eltern nicht in der Lage 
sind, von sich aus Abhilfe zu schaffen, so haben die KESB – oder im Rahmen hängiger 
Eheschutz- oder Ehescheidungsverfahren die Gerichte – die geeigneten Massnahmen 
zum Schutz des Kindes zu treffen (Art. 307 Abs. 1 ZGB). Wo Ermahnungen, Weisungen 
oder die Überwachung in Form einer Erziehungsaufsicht (Art.  307 Abs.  3) als mildeste 
Massnahmen nicht ausreichen, ist eine Beistandschaft anzuordnen (Art. 308 ZGB). Kann 
der Kindeswohlgefährdung nicht anders begegnet werden, ist den Eltern das Aufenthalts
bestimmungsrecht zu entziehen und das Kind in Heim- oder Familienpflege unterzubringen 
(Art. 310 ZGB). Als letztes Mittel kann die KESB die elterliche Sorge entziehen und eine 
Vormundschaft errichten (Art. 311 f. ZGB). Für die Heim- und Familienpflege ist Art. 316 ZGB 
von Bedeutung, der festhält, dass die Aufnahme von Pflegekindern der Bewilligungs- und 
Aufsichtspflicht unterliegt. 

4.4	 Pflegekinderverordnung 

Die Ausführungsbestimmungen zu Art. 316 ZGB sind in der PAVO geregelt. Geregelt wer-
den die Bedingungen für die Aufnahme von Minderjährigen ausserhalb des Elternhauses 
sowie die Melde- und Aufsichtspflicht der Anbietenden von Dienstleitungen in der Familien-
pflege. Die Verordnung legt lediglich die Minimalanforderungen fest. Die Kantone können 
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weitergehende Bestimmungen zum Schutz fremdplatzierter Minderjähriger erlassen und 
Fördermassnahmen zugunsten des Pflegekinderwesens treffen (Art. 3 PAVO). Bei der Ertei-
lung oder dem Entzug einer Bewilligung sowie bei der Ausübung der Aufsicht ist vorrangig 
das Kindeswohl zu berücksichtigen (Art. 1a Abs. 1 PAVO).

4.5	 IVSE

Im Bereich der interkantonalen Platzierungen stellt die Interkantonale Vereinbarung vom  
13. Dezember 2002 für soziale Einrichtungen (IVSE, LS 851.5) eine wichtige Rechtsgrund-
lage dar. Der Kanton Zürich ist der Vereinbarung auf den 1. Januar 2008 beigetreten. Die 
IVSE soll die interkantonale Zusammenarbeit im Bereich der sozialen Einrichtungen ermög-
lichen. Sie verfolgt das Ziel, den Aufenthalt von Personen mit besonderen Betreuungs- und 
Förderungsbedürfnissen in geeigneten Einrichtungen ausserhalb ihres Wohnkantons ohne 
Hindernisse zu gewährleisten. Die Platzierung von Kindern und Jugendlichen in Familien-
pflege wird nicht in der IVSE geregelt. Ambulante Angebote sind ebenfalls nicht Bestandteil 
der IVSE.
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5	 Angebot, Nutzung und 
Bedarf

Im Rahmen der Gesamtplanung wurde das aktuelle Leistungsangebot untersucht und ab-
geklärt, welcher Bedarf an ergänzenden Hilfen zur Erziehung besteht. Zu diesem Zweck 
hat das AJB die Erkenntnisse aus den Datenberichten 2022 und 2023, aus den fünf im 
Jahr 2024 durchgeführten Regionalkonferenzen mit Akteuren des Versorgungssystems, aus 
der Befragung von Kindern und Jugendlichen in Heimen sowie aus weiteren vertiefenden 
Analysen aufbereitet. 

Im Folgenden wird das aktuelle Leistungsangebot vorgestellt und die wichtigsten Erkennt-
nisse hinsichtlich des bestehenden Bedarfs und zukünftige Entwicklungsrichtungen fest-
gehalten. 

5.1	 Entwicklung ergänzende Hilfen zur Erziehung

Das Leistungsangebot der ergänzenden Hilfen zur Erziehung umfasst gemäss § 2 lit. a KJG 
die sozialpädagogische Familienhilfe, die Familienpflege, die Dienstleistungsangebote in der 
Familienpflege und die Heimpflege.

Die Anzahl Anbietende dieser Leistungen im Kanton Zürich sind in Tabelle 1 dargestellt. Die 
Anzahl Anbietende in der Heimpflege mit und ohne Leistungsvereinbarung (LV) ist seit 2022 
konstant bei 84 bzw. 9 geblieben. Die Anzahl Pflegefamilien innerhalb des Kantons Zürich 
und derjenigen ausserhalb des Kantons, die Zürcher Leistungsbeziehende aufgenommen 
haben, wurde im Vergleich zum Jahr 2022 leicht ausgebaut. Einen grösseren Anstieg ver-
zeichneten die Anbietenden im Bereich SPF. Die Anzahl DAF Anbietenden ist seit 2022 
konstant.

Tabelle 1: Entwicklung Anbietende

Leistungserbringende 2022 2023

Anbietende Heimpflege mit LV 84 84

Anbietende Heimpflege ohne LV 9 9

Anzahl Pflegefamilien 552 570

davon im Kanton Zürich 525 533

davon in anderen Kantonen 27 38

Anbietende SPF mit LV 99 113

Anbietende SPF ohne LV 11 13

Anbietende DAF mit LV 14 14

Anbietende DAF ohne LV 1 1
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5.1.1		  Heimpflege

Im Rahmen der Heimpflege werden Kinder und Jugendliche im institutionellen Rahmen 
aufgenommen. Die Leistungsbeziehenden werden sozialpädagogisch betreut und in un-
terschiedlichen Lebensbereichen (schulische Unterstützung, Berufsfindung, Elternarbeit, 
Perspektivenklärung usw.) gefördert. Die Heimpflegeleistungen sind in unterschiedliche 
Kategorien gegliedert; so richten sich diese an unterschiedliche Altersgruppen und Perso-
nen mit unterschiedlich ausgeprägten Bedürfnissen. 

Altersgruppen und Angebotskategorien
	– 0- bis 4-Jährige: Kleinkinder, Frühbereich, Vorschulalter
	– 4- bis 16-Jährige: Schulalter
	– 16- bis 25-Jährige: Jugendliche, Nachschulalter
	– Eltern mit Kind: Eltern oder Elternteile mit ihrem Kind bzw. ihren Kindern
	– Behinderung: Heimpflegeleistung für Kinder und Jugendliche mit Behinderung 

Typus B (Körper-, Sinnes- oder Mehrfachbeeinträchtigung mit und ohne kognitive 
Beeinträchtigung) oder Typus C (kognitive Beeinträchtigung) in Sonderschulheimen

	– TWSG: Therapeutische Wohnschulgruppe für Kinder und Jugendliche mit Sonder-
schulbedarf und schwerer psychischer Störung

	– Notfall: Notfallaufnahme, Notfallplätze
	– Krise-Diagnose: Krisenintervention, Diagnostikprojekte, Beobachtungsstationen

5.1.1.1		 Betreutes Wohnen
Das betreute Wohnen als Leistung innerhalb der Heimpflege charakterisiert sich durch eine 
hohe Betreuungsintensität und täglicher Präsenz der Betreuungspersonen. Innerhalb des 
betreuten Wohnens existieren verschiedene Realisierungsformen: Notfall, Kriseninterven
tion (Abklärung / Beobachtung), Angebote mit hohem Sicherheitsstandard und Einschliess-
möglichkeiten sowie Angebote mit besonders intensiver Betreuung. Zur Leistung betreutes 
Wohnen können – je nach Konzept – agogisch gestaltete Beschäftigung, agogisch gestal-
tete Bildung in beruflicher Praxis oder betreutes Wohnen ohne Übernachtung, sogenann-
tes Tageswohnen, gehören. Per 1. Januar 2024 wurden insgesamt 1473 Plätze bewilligt. 
Tabelle 2 zeigt die Anzahl Plätze in den unterschiedlichen Alters- und Angebotskategorien. 

Tabelle 2: betreutes Wohnen

Bewilligte Plätze 2024  
betreutes Wohnen

Anzahl  
Plätze

Anzahl  
Plätze Total

Für 0- bis 25-Jährige 24

1004

Für 0- bis 16-Jährige 77

Für 4- bis 25–Jährige 658

Für 4- bis 16-Jährige 217

Für 16- bis 25-Jährige 28

Für 4- bis 25-Jährige mit Behinderung 189

263
Für 4- bis 16-Jährige mit Behinderung 54

Für 4- bis 20-Jährige mit Behinderung, TWSG 14

Für 4- bis 16-Jährige, TWSG 6
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Für 0- bis 16-Jährige, Notfallplätze 74

146
Für 0- bis 16-Jährige, Notfall-, Krise-Diagnoseplätze 6

Für 4- bis 25-Jährige, Notfall-, Krise-Diagnoseplätze 42

Für 4- bis 25-Jährige, Krise-Diagnoseplätze 24

Für Eltern mit Kind 48
60

Für Eltern mit Kind, Notfallplätze 12

Total 1473 1473

5.1.1.2		 Begleitetes Wohnen
Die Leistung begleitetes Wohnen beinhaltet die sozialpädagogische Begleitung von Jugend-
lichen, die allein oder zusammen mit anderen begleiteten Personen in einem Haushalt woh-
nen. Sie verfügen über ein bestimmtes Mass an Selbstständigkeit und Eigenverantwortung 
sowie über eine geregelte Tagesstruktur, jedoch noch nicht über genügend Ressourcen 
oder Stabilität, um ihren Alltag selbstständig zu bewältigen. Die Betreuungsintensität wird 
nach individuellem Bedarf festgelegt und erfolgt stundenweise. Tabelle 3 zeigt 477 bewilligte 
Plätze im Angebot begleitetes Wohnen per 1. Januar 2024.

Tabelle 3: begleitetes Wohnen

Bewilligte Plätze 2024 
begleitetes Wohnen

Anzahl  
Plätze

Anzahl  
Plätze Total

Für 16- bis 25-Jährige 289 289

Für 4- bis 25-Jährige 109 109

Für 16- bis 25-Jährige mit Behinderung 10

79Für 4- bis 25-Jährige, Notfall-, Krise-Diagnoseplätze 3

Für Eltern mit Kind 66

Total 477 477

5.1.1.3		 Tageswohnen
Die Leistung Tageswohnen bietet Kindern oder Jugendlichen eine sozialpädagogische 
Tagesstruktur mit entweder schulischem oder Bildungs- oder Berufswahlcharakter, die in 
den Alltag einer stationären Gruppe integriert ist. Die Betreuung ist tagsüber gleich intensiv 
wie beim betreuten Wohnen, die An- und Abreise erfolgt selbstständig. Während der Nacht 
findet keine Aufsicht oder Betreuung statt. Freizeit und Wochenendgestaltung variieren je 
nach Bedarf der Leistungsbeziehenden. 2024 wurden 60 Plätze für den Bereich Tageswoh-
nen bewilligt.

Tabelle 4: Tageswohnen

Bewilligte Plätze 2024  
Tageswohnen

Anzahl  
Plätze

Anzahl  
Plätze Total

Für 4- bis 25-Jährige 23

60
Für 4- bis 16-Jährige 22

Für 4- bis 25-Jährige mit Behinderung 4

Für 0- bis 16-Jährige, Notfallplätze 11

Total 60 60
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5.1.1.4		 Agogische Beschäftigung und agogisch gestaltete Bildung  
in beruflicher Praxis

Agogische Beschäftigungsangebote bieten Beschäftigungsmöglichkeiten für Jugendliche, 
die auf intensive agogische Unterstützung und Begleitung angewiesen sind. Die agogisch 
gestaltete Bildung in beruflicher Praxis umfasst Bildungsangebote in beruflicher Praxis für 
Jugendliche, die auf intensive agogische Unterstützung und Begleitung angewiesen sind 
und deswegen ihre Berufsausbildung nicht in einem Ausbildungsbetrieb ausserhalb der 
Heimstrukturen absolvieren können. Für das Jahr 2024 wurden 257 Plätze für agogisch 
gestaltete Bildung in beruflicher Praxis und agogisch gestaltete Beschäftigung bewilligt. 

Tabelle 5: agogische Bildung und Beschäftigung

Bewilligte Plätze 2024 
agogische Bildung und Beschäftigung

Anzahl  
Plätze

Anzahl  
Plätze Total

Agogisch gestaltete Bildung in beruflicher Praxis 121 121

Agogisch gestaltete Beschäftigung 136 136

Total 257 257

Identifizierter Bedarf Heimpflege

In der Heimpflege besteht überwiegend Bedarf an Plätzen für hoch belastete 
Jugendliche im Bereich schwere Traumata, Gewalterfahrungen oder schweren kog-
nitiven Beeinträchtigungen sowie spezialisierte Angebote im Grenzbereich zur Psy-
chiatrie. In diesem Grenzbereich fehlt es auch an genügend psychologisch oder 
psychiatrisch geschultem Personal in den Heimen, das mit sozialpädagogischen 
und psychologischen Problemstellungen umgehen kann. Der Bedarf an Angeboten, 
die im Grenzbereich zur Psychiatrie angesiedelt sind, wird auch durch die unter-
suchte Risikodimension «psychische Gesundheit» gestützt; die stationären Austritte 
aus Kinder- und Jugendpsychiatrien wie auch die Inanspruchnahme von kinder- 
und jugendpsychiatrischer Notfallversorgung hat in den letzten Jahren eine enorme 
Zunahme erfahren. 

Die ungenügende Anzahl an Langzeitplätzen führt dazu, dass Kinder und Jugend
liche länger als vorgesehen in Krisen- und Kurzzeitangeboten bleiben, was zu einer 
wahrgenommenen Knappheit an diesen Angeboten führt. Die Anzahl an kurzfristig 
verfügbaren Kurzzeit- und Langzeitplätzen muss daher unter Berücksichtigung des 
oben genannten Bedarfs ausgebaut werden. 

Es besteht ein überproportionaler Bedarf an Plätzen für Kinder bis 13 Jahre. Lang
fristig sollen die Heime in Zukunft grössere Altersspannen abdecken können und 
Progressionsstufen anbieten. Zudem soll die Heimpflege vermehrt individualisier
bare Angebote anbieten, die flexibler auf Jugendliche mit vermehrten Abbrüchen 
und den Übergang zwischen Heim und Zuhause zugeschnitten werden können. 
Kinder und Jugendliche in Heimpflegeangeboten wünschen sich mehr Autonomie, 
Partizipation und Mitsprache wie auch einen weniger restriktiven Umgang mit Me-
dien und mehr Rückzugsorte. Es besteht daher ein Bedarf in der Weiterentwicklung 
und Neukonzeption von Heimpflegekonzepten.

Die Kurzanalyse zum Bedarf an geschlossenen Plätzen für selbst- und fremdgefähr-
dende Mädchen zeigt auf, dass die Bedürfnisse von Mädchen und jungen Frauen 
meist von jenen von Knaben und jungen Männern abweichen. Die Frage, ob in der 
Deutschschweiz ausreichend geschlossene Plätze für Mädchen und junge Frauen 
vorhanden sind, wird jedoch nicht einheitlich beurteilt.
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5.1.2	 Familienpflege

Die Leistung Familienpflege besteht in der Aufnahme eines Kindes oder einer bzw. eines 
Jugendlichen in einen «familiären» Rahmen. Pflegefamilien sind überwiegend Laien, die als 
konstante Bezugspersonen zur Gewährleistung einer adäquaten Betreuung und Förderung 
der Leistungsbeziehenden sorgen. Bei Vorliegen eines entsprechenden Bedarfs kann ein 
Kind oder eine Jugendliche bzw. ein Jugendlicher in eine Fachfamilienpflege aufgenom-
men werden, die sich durch die sozialpädagogischen Kompetenzen und die Erfahrung der 
Pflegeeltern vom klassischen Laiensetting unterscheidet. Pflegeverhältnisse werden ge-
mäss § 8 KJG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 KJV durch das AJB bewilligt und beaufsichtigt. 
Per Ende August 2023 waren 646 Pflegeverhältnisse bewilligt und beaufsichtigt. 

Tabelle 6: bewilligungspflichte Pflegeverhältnisse

per 31.12.2023 per 31.8.2024 Anzahl

Bewilligungspflichtige Pflegeverhältnisse 606 646 646

Identifizierter Bedarf Familienpflege

In diesem Bereich geht aus den Befragungen und Erhebungen hervor, dass die 
Anzahl Pflegefamilien deutlich zu knapp ist und dass es insbesondere an Fach
pflegefamilien, Pflegefamilien, die mehrere Geschwister aufnehmen können, so-
wie Entlastungsfamilien, Krisenplätzen in Pflegefamilien und durch DAF begleitete 
Pflegefamilien fehlte. Dieser Bedarf ging insbesondere auch an den Regionalkonfe-
renzen als zentrales Anliegen hervor.
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5.1.3	 Sozialpädagogische Familienhilfe 

Sozialpädagogische Familienhilfe ist aufsuchende sozialpädagogische Arbeit im ver-
trauten Umfeld des betreffenden Familiensystems zur Sicherstellung und Förderung des 
Kindeswohls insbesondere durch Befähigung der Eltern(teile). Die sozialpädagogische 
Einzelbegleitung dient der Sicherstellung und Förderung des Kindeswohls durch Ressour-
cenerschliessung, Vernetzung und Stärkung der Eigenverantwortung der Jugendlichen. 
Anbietende von sozialpädagogischer Familienhilfe sind gemäss § 7 Abs. 1 lit. b KJG melde-
pflichtig. 2023 wurden insgesamt 289 157 Stunden SPF verrechnet. 

Tabelle 7: geleistete Stunden SPF

2022 2023

Geleistete Stunden SPF 205 741 289 157

Identifizierter Bedarf SPF

Betreffend SPF wurde kein Mangel an Plätzen oder Anbietenden ausgemacht. Ins-
besondere die Flexibilität des Angebots und die niederschwellige Zugänglichkeit der 
SPF wird als positives Element gewertet, was sich unter anderem in den gestiegenen 
Nutzungszahlen widerspiegelt. Die Tatsache, dass sich die SPF-Anbietenden mit 
teilweise sehr unterschiedlichen Zielsetzungen konfrontiert sehen, weist auf einen 
Bedarf hinsichtlich Klärung der Rolle von SPF innerhalb des gesamten Systems der 
ergänzenden Hilfen zur Erziehung hin. Übergeordnet wurde im Bereich der SPF ein 
Bedarf an einer systematischen Qualitätssicherung deutlich. Insbesondere bei der 
Auftragsklärung, der Zielformulierung und der Dokumentation gibt es zwischen den 
unterschiedlichen Anbietenden hinsichtlich Qualität grosse Unterschiede. Der Ab-
schlussbericht der Hochschule Luzern zur Qualitätsentwicklung der SPF im Kanton 
Zürich empfiehlt zusätzlich ein gemeinsames Verständnis zwischen Auftraggeben-
den und SPF-Anbietenden hinsichtlich des Umgangs mit Zielen, Dokumentation 
und Zusammenarbeit zu erarbeiten, um die Qualität über die Anbietenden hinweg 
konstant zu halten. Ein Bedarf besteht laut des Abschlussberichts ebenfalls in der 
Stellvertretungsregelung, insbesondere kleinere Anbietenden sollen sich in Zukunft 
gegenseitig vertreten können. Es wird empfohlen, die dafür notwendigen Vorausset-
zungen zu erarbeiten. Zudem sind Massnahmen angezeigt, die die administrativen 
Hürden für den Bezug von SPF für Careleaver vermindern.

Ein kleiner Bedarf kann bezüglich gleichmässigerer geographischer Verteilung der 
SPF-Anbietenden über den Kanton ausgemacht werden. Die geographische Nähe 
von Anbietenden zu ihren Klientinnen und Klienten führt zu einer Reduktion des 
Reiseaufwands, was allerdings einen äusserst geringfügigen Effekt auf die Gesamt-
kosten hat.



22

5.1.4	 Dienstleistungen in der Familienpflege

Dienstleistungen in der Familienpflege umfassen die Vermittlung von Pflegeplätzen in Pfle-
gefamilien, sozialpädagogische Begleitung von Pflegeverhältnissen und die sozialpädagogi-
sche Begleitung von Betreuung und Wohnen in der bisherigen Pflegefamilie von Leistungs-
beziehenden nach dem vollendeten 18. Altersjahr. DAF-Leistungen sind gemäss Art. 20a 
PAVO in Verbindung mit § 7 Abs. 1 lit. a KJG meldepflichtig. Die Anzahl geleisteter DAF 
Stunden betrug 2023 insgesamt 29 425.

Tabelle 8: geleistete Stunden DAF

2022 2023

Geleistete Stunden DAF 20 474 29 425

Identifizierter Bedarf DAF

Es besteht ein Bedarf zur anteilsmässigen Erweiterung an durch DAF begleiteten 
Pflegefamilien sowie die bedarfsgerechte und situativ sinnvolle Intensivierung der 
DAF-Begleitungen. Auch kurze DAF-Einsätze können erforderlich und sinnvoll sein 
und der Beizug eines DAF-Anbietenden durch eine Pflegefamilie soll so nieder-
schwellig und rasch wie möglich erfolgen können. Der Bedarf betrifft die beiden 
Dienstleistungen «sozialpädagogische Begleitung von Pflegeverhältnissen» und 
«sozialpädagogische Begleitung von Betreuung und Wohnen in der bisherigen 
Pflegefamilie von Leistungsbeziehenden nach dem vollendeten 18. Altersjahr», die 
unter anderem auch in Aus- oder Übergangssituationen, z. B. beim Careleaving, 
vermehrt genutzt werden soll. 

Zudem besteht ein Bedarf die Qualität aller DAF-Leistungen, die über das KJG 
finanziert werden, die Rollen, Zuständigkeiten und die Leistungserbringung der 
involvierten Personen und Organisationen zu beschreiben und eine Qualitätsüber
prüfung der DAF-Leistungen durch das AJB zu ermöglichen.
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5.2	 Entwicklungen auf Systemebene

Die Hilfeformen werden nach Bedarf des Einzelfalls angeordnet, genutzt und kombiniert. 
Die Passung wie auch das Kindswohl sind für die Wahl der Leistungen entscheidend. Ein-
schränkend wurde geäussert, dass Zuweisende, insbesondere die KESB, den Grundsatz 
der Verhältnismässigkeit anwenden – und deshalb die Hilfeleistungen wenn möglich nach 
dem Ansatz «ambulant vor stationär» gewählt werden. Die Gleichberechtigung der Hilfe-
formen in der Praxis wird durch die Verfügbarkeit der Angebote eingeschränkt. Ergänzend 
wurde an den Regionalkonferenzen schnelles und frühes Handeln gefordert – auch bei der 
Installation von Fremdplatzierungen.

Aus Sicht der Gesamtplanung besteht auf Systemebene Bedarf an der Messung der Er-
gebnisqualität und an einer umfassenden Zufriedenheitsbefragung der Adressatinnen und 
Adressaten.

Die aufbereiteten Analysen zeigen, dass die Zugänglichkeit zu den ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung grundsätzlich gewährleistet ist und mit Inkrafttreten des KJG und der damit ver-
bundenen veränderten Finanzierung gesteigert wurde. Im Bereich der SPF ist dies beson-
ders deutlich sichtbar. Seit die Kosten für die SPF vom Kanton abgegolten werden, ist die 
Nutzung gestiegen.

Die Umfrage mit Fachpersonen zeigt jedoch, dass Überforderung und Beeinträchtigung der 
Erziehungsberechtigen, Skepsis gegenüber dem Staat und seinen Institutionen, Unwissen 
über die Leistungen und Angebote der ergänzenden Hilfen zur Erziehung und sprachliche 
Hürden eine Inanspruchnahme erschweren. Hürden existieren gemäss Regionalkonferen-
zen für Selbstantragsstellende auch hinsichtlich der Komplexität des Antragsformulars für 
eine Kostenübernahmegarantie. Gestützt auf die genannten Untersuchungen besteht ein 
Bedarf im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit, um die Bekanntheit der ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung zu steigern und im Bereich Elternarbeit die Skepsis gegenüber dem Hilfesystem 
abzubauen.

Hinsichtlich des Geschlechts gibt es laut den Regionalkonferenzen bezüglich Zugänglichkeit 
Unterschiede. Das Hilfesystem wird oft erst dann aktiv, wenn ein Kind oder ein Jugendlicher 
bzw. eine Jugendliche «Probleme macht», was indirekt Jungen und männliche Jugendliche 
begünstigt, da diese eher durch externalisierendes negatives, aggressives und ostentati-
ves Verhalten und Devianz auffallen. Mädchen und weibliche Jugendliche hingegen neigen 
dazu, Probleme zu internalisieren, und fallen so nicht oder nur bei stark selbstschädigen-
dem Verhalten auf. 

Bezüglich der Handlungen der Menschen, die das System mitprägen, wurde identifiziert, 
dass die Arbeitsweisen in den Kinder- und Jugendhilfezentren und den entsprechenden 
Stellen der Stadt Zürich noch stärker standardisiert und vereinheitlicht werden sollen. 

5.3	 Kostenentwicklung

Tabelle  9 zeigt die Entwicklung der Kosten und der Nutzungstage der beiden ersten 
KJG-Jahre 2022 und 2023. Wie der Tabelle zu entnehmen ist, sind die Kosten für die 
Heimpflege im Vergleich zum Vorjahr in etwa gleich hoch – dies trotz Teuerung und einem 
leichten Platzausbau im Kleinkinderbereich. Weiter geht hervor, dass die Kosten für die 
Familienpflege (inkl. DAF-Leistungen) angestiegen sind – dies, weil beide Leistungen ver-
mehrt in Anspruch genommen wurden. Die Nachfrage nach SPF-Leistungen stieg weiter 
an. Dies hatte entsprechende Mehrausgaben von über 20 Mio. Franken (2022: 35,7 Mio. 
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Franken, 2023: 55,9 Mio. Franken) zur Folge. 2022 wurden 4190 Kostenübernahmegaranti-
en für eine SPF-Leistung erteilt. 2023 wurden 5778 SPF-KÜG erteilt. Rund 85 Prozent dieser 
Anträge erfolgten im Rahmen einer bereits installierten Kindesschutzmassnahme. Die rest-
lichen 15 Prozent wurden von den betroffenen Eltern oder Jugendlichen selbst beantragt.

Tabelle 9: Kostenentwicklung

2022 2023

KJG-Leistung Rechnung
(in Mio. Fr.) 

Nutzungs-
tage

Rechnung 
(in Mio. Fr.)

Nutzungs-
tage

Heimpflege 205,8 512 941 199,2 515 028

Familienpflege und DAF 20,7 140 487 28,6 185 157

SPF 35,7 4190* 55,9 5778*

Abschreibungen und Zinsen 3,5 3,3

Total 265,7 287,0

*	 Bei SPF werden die Leistungen in Anzahl gesprochener KÜG ausgewiesen.

5.4	 Entwicklung des Umfelds

Gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklungen haben einen Einfluss auf die Entwick-
lung des Wohls von Kindern und Jugendlichen. Das AJB hat nach Konsultation von Exper-
tinnen und Experten Risikodimensionen identifiziert, von denen anzunehmen ist, dass sie 
einen direkten oder indirekten Einfluss auf das Kindeswohl haben. Diese sind: 
	– Sozialhilfequote;
	– Armutsquote;
	– Arbeitslosenquote;
	– Anzahl Kindesschutzfälle;
	– psychische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen sowie Erwachsenen;
	– Suchterkrankungen von Kindern und Jugendlichen sowie Erwachsenen;
	– Jugendkriminalität.

Es ist mit einer weiter zunehmenden Belastung des Systems der ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung und den vorgelagerten Systemen zu rechnen. Insbesondere die Anzahl Kindes-
schutzfälle, die psychische Gesundheit und Suchterkrankungen von Kindern, Jugendlichen 
und Erwachsenen sowie die Jugendkriminalität haben sich stark verändert und beeinflussen 
entsprechend die Nachfrage nach ergänzenden Hilfen zur Erziehung. Auch das Bevölke-
rungswachstum hat Einfluss auf die Nachfrage.
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Abbildung 1: Prognose Bevölkerungswachstum Kanton Zürich

Jahr 0- bis 19-Jährige20- bis 120-JähGesamtbevö0- bis 19-Jä20- bis 120-Jährige
2010  269 891           1 101 116      1 371 007   19.69% 80.31%
2011  272 672           1 117 452      1 390 124   19.61% 80.39%
2012  274 940           1 131 143      1 406 083   19.55% 80.45%
2013  277 934           1 143 961      1 421 895   19.55% 80.45%
2014  282 521           1 160 915      1 443 436   19.57% 80.43%
2015  286 594           1 176 865      1 463 459   19.58% 80.42%
2016  290 887           1 191 116      1 482 003   19.63% 80.37%
2017  294 899           1 203 742      1 498 641   19.68% 80.32%
2018  298 790           1 218 008      1 516 798   19.70% 80.30%
2019  303 095           1 233 311      1 536 406   19.73% 80.27%
2020  306 215           1 245 127      1 551 342   19.74% 80.26%
2021  309 713           1 252 632      1 562 345   19.82% 80.18%
2022  311 163           1 266 305      1 577 468   19.73% 80.27%
2023  316 656           1 285 427      1 602 083   19.77% 80.23%
2024  318 634           1 297 131      1 615 765   19.72% 80.28%
2025  320 638           1 308 049      1 628 687   19.69% 80.31%
2026  322 675           1 319 346      1 642 021   19.65% 80.35%
2027  324 545           1 331 242      1 655 787   19.60% 80.40%
2028  326 443           1 343 969      1 670 412   19.54% 80.46%
2029  328 475           1 357 912      1 686 387   19.48% 80.52%
2030  330 749           1 372 980      1 703 729   19.41% 80.59%
2031  333 348           1 387 871      1 721 219   
2032  336 002           1 402 375      1 738 378   
2033  338 875           1 416 332      1 755 207   
2034  341 294           1 430 419      1 771 713   
2035  344 099           1 443 854      1 787 953   

0.67% 0.80%
 -

  100 000

  200 000

  300 000

  400 000

  500 000

  600 000

  700 000

  800 000

  900 000

 1 000 000

 1 100 000

 1 200 000

 1 300 000

 1 400 000

 1 500 000

 1 600 000

 1 700 000

 1 800 000

2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035

S
tä

nd
ig

e 
W

oh
nb

ev
öl

ke
ru

ng

Jahr

Prognose Bevölkerungswachstum 

0- bis 19-Jährige 20- bis 120-Jährige Gesamtbevölkerung

Abbildung 1 weist das tatsächliche und prognostizierte Bevölkerungswachstum2 2020 bis 
2035 aus. Die absolute Anzahl der 0- bis 19-Jährigen nimmt über diesen Zeitraum zu. 
Der Anteil der 0- bis 19-Jährigen an der Gesamtbevölkerung wird jedoch leicht rückläufig 
prognostiziert. Für die Periode des Versorgungkonzepts (2026 bis 2029) wird eine jährlich 
um ca. 0,61 Prozent wachsenden Anspruchsgruppe der ergänzenden Hilfen zur Erziehung 
angenommen.

2	 Eigene Darstellung, Quelle der Daten: Amt für Statistik Kanton Zürich: https://www.zh.ch/de/ 
soziales/bevoelkerungszahlen.zhweb-noredirect.zhweb-cache.html?keywords=einwohner#/
datasets/705@statistisches-amt-kanton-zuerich

https://www.zh.ch/de/soziales/bevoelkerungszahlen.zhweb-noredirect.zhweb-cache.html?keywords=einwohner#/datasets/705@statistisches-amt-kanton-zuerich
https://www.zh.ch/de/soziales/bevoelkerungszahlen.zhweb-noredirect.zhweb-cache.html?keywords=einwohner#/datasets/705@statistisches-amt-kanton-zuerich
https://www.zh.ch/de/soziales/bevoelkerungszahlen.zhweb-noredirect.zhweb-cache.html?keywords=einwohner#/datasets/705@statistisches-amt-kanton-zuerich
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Die Strategie ist auf einen mittel-
fristigen Zeithorizont ausgelegt 
und lenkt die Ausgestaltung der 
Angebotslandschaft. 
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6	 Strategie

Die im vorangestellten Kapitel zusammengefassten Erkenntnisse und die vom Begleitgre
mium formulierten Massnahmenempfehlungen wurden vom AJB mit der Mission und Vision 
abgeglichen und eine Strategie für die Ausgestaltung der Angebotslandschaft erarbeitet. 
Die Strategie ist als konkrete Handlungsanweisung in Form von fünf strategischen Schwer-
punkten (A) bis (E) formuliert. Sie ist auf einen mittelfristigen Zeithorizont ausgelegt und wird 
im Rahmen der weiteren Gesamtplanungszyklen, falls notwendig, angepasst. Die Mass-
nahmen (im nachfolgenden Kapitel aufgeführt) orientieren und gliedern sich nach diesen 
strategischen Schwerpunkten und beschreiben so die Umsetzung der Strategie.

Stationäre Angebote inkl. Dienstleistungsangebote  
in der Familienpflege

Aus den Analysen ist hervorgegangen, dass die Komplexität der Fälle und die psycholo-
gisch-psychiatrischen Problemstellungen zugenommen haben und dass Wechsel zwischen 
Hilfesystemen und Bezugspersonen mit weiteren Belastungen oder Chronifizierungen ver-
bunden sind. Die Angebote sollen Wechsel möglichst vermeiden und zu einem guten und 
normalen Alltag verhelfen. Die beiden stationären Angebotsarten – institutionell und familiär 
– haben unterschiedlich gelagerte Stärken. Hieraus, wie auch aus den weiteren im voran-
gestellten Kapitel aufgeführten Analysen, ergibt sich ein erster strategischer Schwerpunkt: 

A		 Ausbau und Nutzung der Stärken 

Die institutionellen und familiären Leistungen werden ihren Stärken entsprechend 
entwickelt. Die Nutzungsanteile werden längerfristig unter Berücksichtigung des Be-
darfs sowie der jeweils aktuellen Angebotssituation von der Heimpflege zur Famili-
enpflege verlagert. Das Angebot in der Familienpflege wird ausgebaut und gestärkt. 
Die Pflegefamilien als Laiensetting werden ihrem individuellen Bedarf entsprechend 
gefördert, unterstützt und begleitet. Die Entwicklung der Angebote der institutio
nellen Heimpflege wird so gefördert, dass sie sich primär an Kinder und Jugendliche 
mit intensiven sozialpädagogischen Bedürfnissen richten. Sie sollen niederschwellig 
zugänglich sein, mit den Herausforderungen der Individuen wie auch der Gruppen-
heterogenität umgehen können, ihre Leistungen durch Trägerschaften, unter Nut-
zung von Synergien und Zentrumsleistungen, in kleinen Einheiten erbringen und 
interdisziplinär Gesundheitsaspekte und Therapieformen integrieren.
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Sozialpädagogische Familienhilfe

Da die Nachfrage nach den Leistungen der SPF seit Einführung des KJG stark angestie-
gen ist und die Ziele der individuellen Leistungserbringung teilweise wenig strukturiert sind, 
besteht die Notwendigkeit, die Rolle der SPF innerhalb des Systems zu präzisieren und die 
angebotenen Leistungen stärker zu differenzieren. Dies führt, zusammen mit weiteren im 
vorangestellten Kapitel aufgeführten Analysen, zum zweiten strategischen Schwerpunkt:

B		 SPF strukturieren und profilieren

Die Leistung sozialpädagogische Familienhilfe wird zur gezielteren Inanspruch
nahme und Leistungserbringung nach dem Kriterium der Wirkabsicht strukturiert 
und die Anbietenden dazu angehalten sich zu profilieren. Die Qualitätsentwicklung 
wird gefördert und die Nutzung der Leistung gezielter gesteuert.

Inanspruchnahme der Hilfen

Die Inanspruchnahme der ergänzenden Hilfen, die Vorgänge bei der Zuweisung und bei 
Übergängen innerhalb des Systems aber auch zwischen den Versorgungssystemen, wer-
den, unter anderem aufgrund einer hohen Zahl an involvierten Parteien, als sehr anspruchs-
voll beschrieben. Aus diesem Grunde, und auf Basis von im vorangestellten Kapitel aufge-
führten Analysen, wird der dritte strategische Schwerpunkt gelegt: 

C		 Hilfe zur Hilfeinanspruchnahme

Die Vorgänge bei der Inanspruchnahme der Hilfen, bei der Zuweisung und Pas-
sungsklärung wie auch bei Übergängen werden optimiert. Zuweisende und Leis-
tungserbringende verbessern ihre Prozesse, Strukturen und Instrumente. Eltern, 
Kinder und Jugendliche werden im Interesse des Kindswohls in diesen Vorgängen 
unterstützt. Involvierte werden noch stärker miteinander vernetzt.

Careleaver

Es hat sich gezeigt, dass sich die Situation der Careleaver mit Einführung des KJG nur ge-
ringfügig verbessert hat. Unter anderem sind die Unterstützungsleistungen innerhalb und 
ausserhalb des KJG zu wenig zugänglich. Aus diesen Gründen und aus weiteren Erkennt-
nissen aus den im vorangestellten Kapitel aufgeführten Analysen wurde der vierte strategi-
sche Schwerpunkt formuliert:

D		  Careleaver stärken

Das Hilfenetzwerk für Careleaver wird ausgebaut und gestärkt. Anbietende von 
KJG-Leistungen und zivilgesellschaftlich organisierte Netzwerke organisieren sich, 
um eine langfristige, niederschwellige Begleitung von Careleavern beim Übergang in 
eine selbstständige Lebensführung, insbesondere auch bei der Suche nach Wohn-
raum, durch vertraute Bezugspersonen oder Personen ausserhalb des bisherigen 
Systems, sicherzustellen.
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Gesamtsystem

Es ist festzustellen, dass gesamtgesellschaftliche Veränderungen das System der ergän-
zenden Hilfen beeinflussen und vor grosse Herausforderungen stellen. Die Akteure des 
Systems sehen sich mit zunehmenden Ansprüchen der Zielgruppe konfrontiert. Die Ko-
operationen sind teilweise noch jung und die Abläufe im System müssen sich immer wieder 
anpassen. Dies führt, neben weiteren Erkenntnissen aus den im vorangestellten Kapitel 
aufgeführten Analysen, zum fünften strategischen Schwerpunkt:

E		  Qualitätsentwicklung des Systems. 

Die Leistungserbringenden, Zuweisenden und das AJB sorgen für Strukturen und 
Prozesse, die die Partizipation der Leistungsbeziehenden fördern. Die gemein-
schaftliche, transparente und adressatengerechte Information von (potenziellen) 
Leistungsbeziehenden und Akteuren über die Leistungen im Rahmen des KJG 
und deren angrenzenden Angebote wird ausgebaut. Zur Qualitätsentwicklung des 
Gesamtsystems wird die Zusammenarbeit zwischen den Direktionen vertieft und 
Forschungsprojekte im Bereich langfristiger Interventionsverläufe initiiert. Die tech-
nologische Weiterentwicklung bei den Akteuren wird unterstützt, sodass die Infor-
matiksysteme entlastend, zueinander kompatibel und zukunftsfähig sind.
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Die im Versorgungskonzept formu-
lierten Massnahmen werden in den 
Jahren 2026 bis 2029 umgesetzt.
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7	 Massnahmen

Basierend auf dem Bericht zur Bedarfseinschätzung haben die Mitglieder des Begleitgre-
miums 118 Massnahmenempfehlungen vorgeschlagen. Diese sind induktiv in die Erarbei-
tung der Strategie eingeflossen und haben die in diesem Kapitel formulierten Massnahmen 
massgeblich inhaltlich geprägt. 

Die im Versorgungskonzept formulierten Massnahmen werden für den Zeithorizont der 
Gesamtplanung 2026 bis 2029 geplant, daraus folgende Aktivitäten (oder die Umsetzung 
von Erkenntnissen bei Forschungsaufträgen) fliessen in den darauf folgenden Prozess der 
Gesamtplanung und der Strategiebildung ein. Die Zielerreichung der Massnahmen wird im 
ersten Zyklus der nächsten Gesamtplanung überprüft. 

Die aufgeführten Massnahmen sind den strategischen Schwerpunkten zugeordnet und zur 
besseren Lesbarkeit in thematische Abschnitte gegliedert. Die Massnahmen unterscheiden 
sich in ihrer Ausgestaltung wie folgt:

a	Massnahmen, die das AJB federführend umsetzt;

a	Forschungs- oder Evaluationsaufträge, die das AJB gemäss Vergabe
kriterien an Hochschulen oder Evaluationsinstitute vergibt;

a	Call for Concept; das AJB erarbeitet strukturierte Anfragen an Fachver
bände, Hochschulen, Leistungserbringende oder andere Akteure zur Erstel-
lung eines Konzepts, ggf. in Zusammenarbeit mit dem AJB;

a	Rolling Stones; während des Austauschs mit dem Begleitgremium wurde 
deutlich, dass einige Massnahmen bereits vor der Planungsperiode des Ver-
sorgungskonzepts angegangen werden müssen. Die sogenannten Rolling 
Stones bezeichnen vordringliche Massnahmen, die bereits während der Er-
arbeitung des Versorgungskonzepts angegangen oder umgesetzt wurden 
oder sich zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Versorgungskonzepts in 
Umsetzung befinden. 
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7.1	 Ausbau und Nutzung der Stärken (Schwerpunkt A)

Ausbau und Stärkung der Familienpflege

A1	 Das AJB weitet die bestehende Kampagne zur Gewinnung von Pflegefamilien 
zusammen mit DAF-Anbietenden und dem Fachverband unter Einbezug einer 
Agentur aus. Die Kampagne soll die Leistungen Pflegefamilie und DAF bekannter 
machen und die Gewinnung von Pflegefamilien fördern. Insbesondere soll die 
Förderung von lebensweltlichen Platzierungen durch die Kampagne unterstützt 
werden. Zudem werden Interviews und Reportagen über positive Pflegefamilien-
Erfahrungen lanciert. Hinsichtlich Entlastungspflegefamilien prüft das AJB eine 
mögliche Verankerung in den gesetzlichen Grundlagen.

A2	 Aufbau einer Pflegefamilien-«Community» durch das AJB in Kooperation mit dem 
Fachverband und den DAF-Anbietenden mit gesellschaftlichen Anlässen und 
Weiterbildungen, um die Vernetzung und den Erfahrungsaustausch zu fördern 
sowie um potenzielle Pflegefamilien und Interessierte einzubinden.

A3	 Die DAF-Begleitung wird durch das AJB bei Pool-Pflegefamilien wie auch bei 
der Abklärung und der Aufsicht von bestehenden Pflegeverhältnissen bekannt 
gemacht und empfohlen. Zudem werden die zuweisenden Stellen nochmals aus-
führlich über die Leistungen von DAF-Anbietenden informiert.

A4	 Das AJB regt eine künftige Abstimmung der Pool-Familien, eine aktive Pflege 
der Pool-Familien und eine Abstimmung der Anfragen von Pflegefamilien und 
Zuweisenden zwischen AJB und DAF-Anbietenden sowie die Erarbeitung eines 
Kurzkonzepts zu den hierfür notwendigen Abläufen an (Call for Concept). Seitens 
AJB werden die Grundeignungsprüfungen priorisiert behandelt. 

A5	 Das AJB regt bei DAF-Anbietenden und dem Fachverband die Erarbeitung einer 
Strategie an, wie auch kurzfristige und situative Begleiteinsätze durch DAF-Anbie-
tende gefördert werden können. (Call for Concept)

A6	 Das AJB bietet im Rahmen der bestehenden Elternbildung spezialisierte Wei-
terbildungsangebote für Pflegefamilien an und prüft, auf welcher Ebene und in 
welchem Ausmass, ggf. mittels Anpassung der KJV, externe Weiterbildungen für 
Pflegefamilien finanziert werden können. 

A7	 Das AJB prüft die rechtlichen Voraussetzungen und die finanziellen Auswirkun-
gen einer Öffnung des höheren Tarifs (Tarif für Fachpflegefamilien) für weitere 
anspruchsvolle Pflegeverhältnisse und Platzierungsarten.

Qualitätssicherung DAF

A8	 Das AJB entwickelt in Kooperation mit DAF-Anbietenden, Zuweisenden und dem 
Fachverband ein Qualitätskonzept für DAF-Leistungen. Das Konzept soll die Qua-
litätsentwicklung im Sinne eines langfristigen, kontinuierlichen Prozesses fördern, 
der das Integrieren von Gelerntem unterstützt. Zudem soll das Konzept die Rol-
len, Zuständigkeiten und die Leistungserbringung der involvierten Personen und 
Organisationen beschreiben und eine Qualitätsüberprüfung der DAF-Leistungen 
durch das AJB ermöglichen.



33

Weitere Unterstützungsformen für Pflegefamilien	

A9	 Das AJB regt in Abstimmung mit DAF-Anbietenden und dem Fachverband ein 
Forschungsprojekt an, das die Entwicklung von Kindern in Hinblick auf die Ver-
wandtschaftlichkeit des Pflegeverhältnisses (verwandtschaftlich oder nicht ver-
wandtschaftlich) untersucht. Dabei soll auch untersucht werden, wie mit allfälligen 
unterschiedlichen Bedürfnissen hinsichtlich Begleitung der Pflegeverhältnisse 
umgegangen werden soll. (Call for Concept und Forschungsauftrag)

A10	 Das AJB klärt Pflegefamilien und DAF-Anbietende gezielt über Möglichkeiten auf, 
wie Pflegefamilien Unterstützung und Entlastung, auch durch ergänzende Betreu-
ungsformen, erhalten können. 

Kleine Settings in Heimen

A11	 Das AJB fördert Trägerschaften, die kleine und dezentrale Einrichtungen und 
Standorte errichten und einen konzeptionellen Schwerpunkt auf eine zentrale 
Leitung (mit Supportfunktion) mit enger Anbindung von dezentralen Standorten 
legt.

A12	 Institutionen, welche wie eine professionelle Gross-Pflegefamilie organisiert sind, 
jedoch über eine Heimbewilligung verfügen, werden vom AJB gefördert.

A13	 Das AJB fördert die Entwicklung von Konzepten von Heimpflegeangeboten, die 
eine heterogenere Zielgruppe aufnehmen und Abbrüche oder Wechsel vermeiden 
können. (Call for Concept)

Umbau bestehende Heimangebote

A14	 Heime werden aufgefordert ihre Konzepte und Angebote dahingehend zu stärken 
oder zu verändern, dass sie primär Kinder und Jugendliche mit intensiven sozial-
pädagogischen Bedürfnissen aufnehmen können, sie auf die breite Bedürfnislage 
und die individuellen Bedürfnisse der Leistungsbeziehenden eingehen und Wech-
sel und Abbrüche vermeiden können. (Call for Concept)

A15	 Das AJB plant die für diese Art von Heimpflege notwendigen Plätze in Abstim-
mung mit dem VSA (bezüglich Schulheime und Therapeutische Wohnschul
gruppe [TWSG]) und den IVSE-Koordinationsstellen.

Krisenplätze ausbauen

A16	 Das AJB fördert einen kurzfristigen moderaten Ausbau von Kriseninterventions-
plätzen, insbesondere auch von Plätzen für jüngere Kinder und für Mädchen und 
mittelfristig einen Ausbau der Anschlusslösungen. Dabei installiert das AJB ein 
Monitoring der Auslastungen und prüft zusammen mit dem VSA wie die vorüber-
gehende Beschulung sichergestellt werden kann.
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Geschlossene Plätze ausbauen

A17	 Das AJB initiiert eine Arbeitsgruppe in Kooperation mit der Justizdirektion, der 
KESB und weiteren Akteuren, um die Konzeption eines Angebots für Mädchen 
und junge Frauen anzugehen, das ca. 8 geschlossene und 8 halboffene Plätze 
bereitstellt. Das Angebot ist so auszugestalten, dass die Plätze als kurzfristige 
Überbrückung sowie offen bzw. halboffen genutzt werden können. (Call for Con-
cept)

Intensivpädagogische Settings

A18	 Das AJB unterstützt intensivpädagogische Settings oder Einzelfälle im Rahmen 
bestehender Angebote mittels Einzelfallfinanzierungen. Das Amt berät Leistungs-
erbringende, wie sie im Rahmen ihrer Möglichkeiten intensivpädagogische Leis-
tungen erbringen und diese Art der Leistungserbringung in ihre Rahmenkonzepte 
aufnehmen können.

Therapeutische Angebote ausbauen

A19	 Das AJB initiiert eine Arbeitsgruppe in Kooperation mit der Gesundheitsdirektion, 
Trägerschaften und weiteren Akteuren, um einen psychiatrisch-psychologischen 
Konsiliardienst in Heimen zu konzipieren sowie um die konzeptionelle Weiter
entwicklung von bestehenden sozialpädagogischen Angeboten hin zu stärker 
interdisziplinär (psychiatrisch / psychologisch) ausgerichteten Teams zu fördern. 
(Call for Concepts)

A20	 Das AJB beauftragt die Durchführung einer Studie in Zusammenarbeit mit der 
Forschung, der Gesundheitsdirektion und dem VSA unter Einbezug der Erfahrun-
gen aus dem Angebot «Mobile Intervention bei Jugendkrisen (MIK)», wie hoch- 
und mehrfachbelastete Kinder und Jugendliche zielführend unterstützt werden 
können. Dabei ist auch das Angebot TWSG und dessen Integration in die Heim
pflege zu prüfen. Im Rahmen dieser Studie soll zudem geprüft werden, ob und 
wie ein zentraler psychologisch-psychiatrischer Dienst als zentrale Dienstleistung 
für alle KJG-Leistungserbringenden genutzt werden könnte. (Evaluations- oder 
Forschungsauftrag)

Kind-Eltern-Angebote ausbauen

A21	 Das AJB fördert die Konzeption und den Ausbau von Plätzen in Kind-Eltern-
Angeboten, insbesondere auch in begleiteten Wohnformen. (Call for Concept)

A22	 Das AJB klärt die rechtlichen Grundlagen, das Mengengerüst und die Kosten-
folge einer Finanzierung von Elternteilen in Kind-Eltern-Angeboten über das KJG 
und arbeitet ggf. eine alternative Finanzierungsmodalität aus. Dabei ist auch zu 
prüfen, ob und wie Teilzeit-Einbezüge von Elternteilen (z. B. am Wochenende oder 
an Abenden) in die Betreuung integriert werden können.
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Plätze für Mädchen und junge Frauen

A23	 Das AJB fördert den Ausbau und den Umbau von Plätzen zu Gunsten von Mäd-
chen und jungen Frauen, insbesondere auch im Bereich der agogisch gestalteten 
Bildung in beruflicher Praxis. 

A24	 Das AJB prüft, ob die agogischen Angebote dem Bedarf entsprechen. (Evaluati-
onsauftrag)

A25	 Das AJB fördert die Zusammenarbeit im agogischen Bereich und macht deren 
Angebote im KJG-Umfeld entsprechend bekannt.

Organisationale Optimierungen

A26	 Das AJB erarbeitet ein Konzept, wie zum Zweck der Qualitätssicherung regel-
mässige Befragungs-Zyklen der Leistungsbeziehenden geplant, durchgeführt 
und ausgewertet werden können. 

A27	 Bei der Aufsichtstätigkeit wird dem Thema der Partizipation durch die Leistungs-
beziehenden wie auch der Mitarbeitenden noch mehr Gewicht verliehen, das AJB 
regt entsprechende Schulungen an.

A28	 Das AJB prüft in Zusammenarbeit mit Fachverbänden und ggf. dem VSA; wie 
administrative Entlastungen durch Vereinfachungen bei der Berichterstattung um-
gesetzt werden können und klärt mit der Direktion sowie dem Personalamt ab, 
ob pauschale Vergütungen für Nacht-, Sonntags- und Schichtdienst sowie für 
Pikettdienst für Angestellte in der Heimpflege möglich sind. Zudem prüft das AJB 
eine Verordnungsanpassung um eine Ausnahmeregelung bei ausserordentlichen 
Weiterbildungskosten zu ermöglichen. 
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7.2	 SPF strukturieren und profilieren (Schwerpunkt B)

Angebotslandschaft SPF strukturieren

B1	 In Abstimmung mit den Zuweisenden prüft das AJB, wie die Indikation, Beauftra-
gung und Nutzung der SPF-Leistungen optimiert und von ähnlichen Leistungen, 
insbesondere der Übergabebegleitung und dem Besuchstreff, abgegrenzt wer-
den können. 

B2	 Das AJB informiert SPF-Anbietende und Zuweisende darüber, dass Anbieten-
de vernetzende Verfahren, Familienrat, Alltagsbegleitung, multiperspektivisches 
Arbeiten und andere ähnliche Leistungen und Ansätze nach entsprechender Be-
auftragung erbringen, jedoch nicht als SPF-Leistung über das KJG abrechnen 
können.

Profilierung SPF-Anbietende und Qualitätssicherung

B3	 Das AJB entwickelt das Anbieterverzeichnis der SPF-Anbietenden weiter, indem 
mehr Spezialisierungen aufgenommen und die Suchfunktionen verbessert wer-
den. 

B4	 Die SPF-Anbietenden werden hinsichtlich Profilierung ihrer Angebote wie auch 
der Entwicklung von Ablehnungskriterien bei Anfragen unterstützt.

B5	 Das AJB bildet eine Arbeitsgruppe zusammen mit dem Fachverband und SPF-An-
bietenden, um einen Standard für Auftragsklärung, konkrete Zielvereinbarungen 
und -formulierungen sowie die erforderliche Ergebnissicherung (Dokumentation) 
zu erarbeiten. Im Zuge dieser Arbeit ist zu prüfen, ob die Dauer einer KÜG für eine 
erstmalige SPF-Beanspruchung auf 6 Monate beschränkt und an eine konkrete 
Zielvereinbarung nach 3 Monaten gekoppelt werden soll.

B6	 Die Qualität der SPF-Anbietenden wird nach nun erfolgter vollständiger Überprü-
fung im Rahmen der jeweiligen LV-Erneuerung vom AJB überprüft.	
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7.3	 Hilfe zur Hilfeinanspruchnahme (Schwerpunkt C)

Platzierungshilfe für Eltern

C1	 Das AJB regt eine Studie an, die untersucht, ob eine Fachstelle zur Begleitung 
und Beratung der Eltern bei stationärer Platzierung dazu beisteuern kann, Plat-
zierungen bedarfsgerechter und stabiler zu gestalten. Zudem wird das Projekt 
«Diagnostik im Frühbereich» des Kinderheims Pilgerbrunnen vom AJB auf weitere 
Angebote im Frühbereich ausgeweitet und weiterverfolgt. (Forschungsauftrag)

Platzierungshilfe für Zuweisende

C2	 Das AJB initiiert eine Analyse darüber, welche Instrumente zur Indikationsstellung 
von Fremdplatzierungen vorhanden sind und wie diese im Kanton Zürich flächen-
deckend eingesetzt werden können – in Zusammenarbeit mit Fachverbänden, 
der KESB und der Sozialen Dienste der Stadt Zürich. Im Zuge dieser Analyse soll 
auch das Luzerner Instrument zur Indikationsstellung SPF – und wie dieses auf 
den Kanton Zürich übertragen werden könnte – untersucht werden. (ggf. Auftrag 
an Hochschule)

C3	 Das AJB optimiert die Benutzerfreundlichkeit und erweitert laufend die Funktio-
nalitäten des KJG-Portals für alle Benutzergruppen.

C4	 Das AJB stellt einen Pilotbetrieb für eine zentrale Platzierungsunterstützung 
(organisatorisch, personell und technologisch unterstützt) bereit.

Platzierungshilfe für Heime

C5	 Das AJB regt die Durchführung einer Studie an, die untersucht, in welchem Um-
fang und zu welchem Zweck Heime eine Diagnostik vornehmen können und sol-
len – insbesondere in Abgrenzung zur KESB, zu Beiständen, Jugendhilfezentren 
usw. (Evaluations- oder Forschungsauftrag)
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7.4	 Careleaver stärken (Schwerpunkt D)

D1	 Das AJB regt zusammen mit dem Kompetenzzentrum LeavingCare, dem Verein 
CareLeaver sowie der Schweizerischen Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG) die 
Erarbeitung eines Konzepts an, wie die Freiwilligenarbeit und das Engagement in 
der Zivilbevölkerung in Bezug auf Careleaver-Unterstützung gefördert und auch 
finanziell unterstützt werden können. (Call for Concept)

D2	 Das AJB regt die Erarbeitung eines Konzepts oder einer Initiative zur Vernetzung 
der Leistungserbringenden mit Akteuren des Wohnungsmarktes und mit Wohn-
baugenossenschaften an. (Call for Concept)

D3	 Das AJB fördert in Zusammenarbeit mit Fachverbänden und Leistungserbrin-
genden die Sensibilisierung der Leistungserbringenden stationärer Leistungen 
auf die frühzeitige, sorgfältige und unterstützende Begleitung und Gestaltung des 
Übertritts in eigenständiges Wohnen. (Call for Concept)

7.5	 Qualitätsentwicklung des Systems (Schwerpunkt E)

E1	 Das AJB erarbeitet ein Konzept, wie zum Zwecke der Qualitätssicherung regel-
mässige Befragungzyklen der Leistungsbeziehenden in allen Leistungsbereichen 
geplant, durchgeführt und ausgewertet werden können.

E2	 Das AJB intensiviert die Zusammenarbeit mit der Direktion der Justiz und des 
Innern, der Sicherheitsdirektion und der Gesundheitsdirektion zum Zweck der 
Angebotsentwicklung und der Verbesserung des nahtlosen Ineinandergreifens 
der unterschiedlichen Hilfesysteme.

E3	 Das AJB fordert die Ergänzung oder Ausweitung der Qualitätssicherung in den 
Konzepten aller Leistungsarten durch die Beurteilung der Leistungen durch die 
Leistungsbeziehenden. (Call for Concept)

E4	 Das AJB erteilt einen Forschungsauftrag für eine Untersuchung der Interventions-
verläufe und der vorhandenen sowie notwendigen Angebotsarten im Frühbereich. 
Auch soll untersucht werden, ob und wie Interventionsverläufe für die qualitative 
und finanzielle Steuerung genutzt werden können. (Forschungsauftrag)

E5	 Mittels Erfahrungsaustausches, Foren, Newslettern und aktiver anderweitiger 
Kommunikation fördert das AJB die Kenntnis der KJG-Abläufe, -Angebote und 
-Entwicklungen sowie die Leistungen und Angebote der angrenzenden Systeme, 
so dass sich Akteure und Involvierte optimal zurechtfinden.
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7.6	 Rolling Stones

Die Rolling Stones bezeichnen Massnahmen, die aufgrund ihrer Dringlichkeit bereits vor 
Beginn der Planungsperiode der Gesamtplanung umgesetzt werden.

Angebote für Eltern(teile) mit ihren Kindern «KiEl»
	– Inselhof: neues Angebot für Mütter mit postpartaler Depression mit 6 Plätzen,  

Start per 1. Juli 2025

Notfall- und Krisenplätze
	– Stiftung Okey: Eröffnung eines neue Notfallangebots für Kinder von 0 bis 7 Jahren  

mit 7 Plätzen, Start per 1. Januar 2025
	– Mädchenhaus: Ausbau um 4 Plätze per 1. Januar 2026
	– Nemo Notschlafstelle: Ausbau um 2 bis 4 Plätze per 1. Januar 2025
	– Schlupfhuus: Ausbau um 7 Plätze per 1. November 2025

Betreutes und begleitetes Wohnen
	– Lichtung Eichholz: in Klärung, ob neu als Heimangebot zu bewilligen und zu bestellen, 

4 bis 5 Plätze, frühestmöglich per 1. Januar 2026

Pflegefamilien
	– Kampagne zur Gewinnung von Pflegefamilien, aktiv seit 2 Jahren
	– Austausch verwandtschaftliche Pflegeverhältnisse, laufend
	– Anpassung Pflegefamilien-Tarife mittels KJV-Nettoyage

DAF
	– Qualitätskonzept DAF: in Arbeit, Fertigstellung per März 2025 geplant
	– Überprüfung des Verhältnisses zwischen Bedarf und Angebot 

SPF
	– Qualitätsentwicklung SPF (Abschlussbericht September 2024)
	– Arbeitsgruppe Zürcher Standard (Start Februar 2024)

Administratives und Prozessoptimierung
	– Verschlankung des Meldeformulars «PERS»
	– Entwicklung einer digitalen Angebotsübersicht via KJG-Portal, ggf. inkl. einer Anzeige 

der freien Kapazitäten
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Mit den vorliegenden Plandaten 
bestellt der Kanton die Angebote 
bei den Leistungserbringenden.
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8	 Bestelldesign

Die Sicherstellung eines bedarfsgerechten Angebots an ergänzenden Hilfen zur Erziehung 
beinhaltet die ausreichende Bereitstellung von Plätzen in Heimen und in Pflegefamilien und 
eine ausreichende Anzahl an Anbietenden von Dienstleistungen in der Familienpflege und 
sozialpädagogischer Familienhilfe. 

Das Bestelldesign widerspiegelt diesen quantitativen Aspekt der Gesamtplanung und bildet 
damit die strategische Vorgabe zur quantitativen Steuerung der ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung im Kanton Zürich. Basierend auf dem vorliegenden Bestelldesign bestellt der 
Kanton mittels Leistungsvereinbarungen die Angebote bei den Leistungserbringenden. 

Die Mitglieder des Begleitgremiums haben auf Basis der vollzogenen Analysearbeiten wie 
auch ihrer jeweiligen strategischen Überlegungen Empfehlungen zum Bestelldesign ein-
gereicht. Dabei haben sie je Leistung und Zielgruppe eingeschätzt, ob und in welchem 
Ausmass das bestehende Angebot aus ihrer Sicht reduziert, ausgebaut oder auch gehalten 
werden soll. Diese Einschätzungen wurden vom AJB mit den Massnahmenempfehlungen 
des Begleitgremiums und mit den strategischen Überlegungen abgeglichen und zu einem 
einheitlichen Bestelldesign aufbereitet, das die Vision, die Strategie und die Massnahmen 
quantitativ abbildet. Es beschreibt die Planwerte per 2029 für die Anzahl an Plätzen in 
Heimen, die Anzahl an Pflegeverhältnissen in Pflegefamilien, den Umfang an Leistungen 
sozialpädagogischer Familienhilfe und den Umfang an Dienstleistungen in der Familien-
pflege. Zudem wird bei den stationären Angeboten die Entwicklung der Planwerte über die 
Planjahre 2026 bis 2029 als Orientierungshilfe bei der Umsetzung und zur Kosteneinschät-
zung dargelegt.

Die Planwerte berücksichtigen das Bevölkerungswachstum der 0- bis 19-Jährigen von rund 
0,6 Prozent pro Jahr in den Planjahren 2026 bis 2029. Dabei gilt es trotz dem gering erschei-
nendem Wert zu beachten, dass die Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner im Alter von  
0 bis 19 Jahren per 2029 gegenüber dem Jahr 2024 um ca. 3,1 Prozent ansteigen wird, was 
knapp 10 000 Kindern und Jugendlichen entspricht.3

 
Tabelle 10: Prognose Bevölkerungswachstum

Bevölkerungswachstum  
0- bis 19-Jährige

2024 2025 2026 2027 2028 2029

Einwohner/innen im Alter von  
0 bis 19 Jahren

 318 634  320 638  322 675  324 545  326 443  328 475 

Wachstum gegenüber Vorjahr 0,63 % 0,64 % 0,58 % 0,58 % 0,62 %

Wachstum per 2029 gegenüber 
2024

3,1 %

3	 Quelle: Statistisches Amt des Kantons Zürich, Bevölkerungsbestand und -wachstum
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In den letzten Jahren haben sich die Kindesschutzfälle, psychischen Belastungen, Sucht
erkrankungen und auch die Jugendkriminalität stark verändert, was einen grossen Einfluss 
auf die Nachfrage nach Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung hatte. Die Plan-
werte gehen davon aus, dass im aktuellen Jahr und in den nächsten Jahren diesbezüglich 
noch ein leichter Zuwachs stattfinden wird, sich die Werte danach aber stabilisieren. Die 
Quoten der Sozialhilfe, der Armut und der Arbeitslosigkeit erscheinen stabil.

8.1	 Ambulante Leistungen

Die Leistungen der sozialpädagogischen Familienhilfe, die sozialpädagogische Einzelbe-
gleitung und die sozialpädagogische Familienbegleitung, sind in den ersten Jahren seit 
Inkrafttreten des KJG quantitativ auf ein hohes Niveau angestiegen. Die Analysen weisen 
darauf hin, dass der Bedarf weitgehend gedeckt ist und in den Jahren 2024 und 2025 die 
Nachfrage in wesentlich geringerem Ausmass ansteigen wird als in den Jahren 2022 und 
2023. Aus strategischen Überlegungen soll der Umfang der sozialpädagogischen Einzel- 
und Familienbegleitung in den Planjahren 2026 bis 2029 nicht weiter anwachsen und kon-
stant gehalten werden.

Der Anteil an Begleitungen von Pflegefamilien ist seit Einführung des KJG angestiegen, hat 
aber noch nicht das erwünschte quantitative Niveau erreicht. Die Analysen zeigen, dass 
eine gezielt eingesetzte Begleitung zur Stabilität von Pflegeverhältnissen beitragen kann 
und dass ein erheblicher Bedarf an Pflegefamilien mit Begleitung besteht. Zur Stärkung der 
Unterstützung und Beratung von Pflegefamilien soll der Anteil an begleiteten Pflegeverhält-
nissen und somit die Leistung «sozialpädagogische Begleitung von Pflegeverhältnissen» in 
den Planjahren 2026 bis 2029 um 15 Prozent angehoben werden.

8.2	 Stationäre Leistungen

Die Analyse zeigt, dass in vielen Bereichen der stationären Hilfen eine hohe Zahl an Plätzen 
fehlt. Die Auswertungen bestätigen, dass der Bedarf das Angebot quantitativ übersteigt 
und dass sich dieser in den letzten Jahren gegenüber dem Angebot überproportional ent-
wickelt hat. So ist ein «Nachholbedarf» beim Angebot entstanden. Dies trifft erstens auf die 
Familienpflege zu, bei der die Anzahl an Pflegeverhältnissen in der Familienpflege und in 
der Fachfamilienpflege seit Einführung des KJG nur geringfügig angestiegen ist. Zweitens 
betrifft dies in der Heimpflege insbesondere Plätze und auch Angebote für Kinder und Ju-
gendliche mit intensiven sozialpädagogischen Bedürfnissen. Die Anzahl bewilligter Plätze 
hat sich in den ersten beiden KJG-Jahren nicht verändert. Aufgrund des Platzmangels, 
auch in angrenzenden Systemen, ist das gesamte Hilfesystem an der Kapazitätsgrenze 
angelangt. Dies macht das Auffinden einer passenden stationären Hilfe äusserst aufwändig 
bis unmöglich und führt dazu, dass Kinder und Jugendliche entweder nicht die passende 
Hilfe erhalten oder erst zu spät einen Platz finden. Um diesem Engpass entgegenzuwirken, 
ist ein Ausbau der stationären Hilfen um 10  bis 15 Prozent gegenüber den aktuellen Werten 
erforderlich. 

Die Angabe «10 bis 15 Prozent gegenüber den aktuellen Werten» ist als Zielbereich zu 
verstehen, der per 2029 erreicht werden soll. Die effektive Entwicklung der Platzzahlen ist 
von diversen Einflussfaktoren abhängig, die nicht vollumfänglich vom AJB gesteuert werden 
können – so z. B. die Bereitschaft und Möglichkeit von Trägerschaften Ausbauten vorzuneh-
men, die Verfügbarkeit von Fachkräften oder der Erfolg von Kampagnen zur Nutzung des 
zivilgesellschaftlichen Engagements.
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Aus den Analysen und Massnahmenempfehlungen geht hervor, dass insbesondere Plätze 
in der Familienpflege zu schaffen sind, was auch in der Strategie entsprechend verankert ist. 
Ausgehend von der Anzahl an bewilligten Plätzen in der Heimpflege per 2024 (2267) und der 
Anzahl an bewilligungspflichtigen Pflegeverhältnissen per Mitte 2024 (646) ergibt sich ein 
Gesamtangebot von aktuell 2913 Plätzen. Da diese um 10 bis 15 Prozent erweitert werden 
sollen, sind per 2029 insgesamt 277 bzw. 435 Plätze zu schaffen.

Da der Bedarf an zusätzlichen Plätzen in der Familienpflege gegenüber der Heimpflege 
grösser ist und da die Strategie langfristig eine Verlagerung des Anteils an Heimpflege hin 
zur Familienpflege vorsieht, plant das AJB die Zunahme an Plätzen in der Familienpflege um-
fangreicher als bei der Heimpflege: 58 Prozent des gesamten Ausbaus der stationären Leis-
tungen sollen auf die Familienpflege und 42 Prozent auf die Heimpflege entfallen. Dies ergibt 
für die Heimpflege einen Zuwachs von 123 bis 181 Plätzen, was einem relativen Wachstum 
von 5,4 bzw. 8 Prozent entspricht. Für die Familienpflege ergibt dies einen Zuwachs um 
154 bis 254 Plätze, was einem relativen Wachstum von 24 bzw. 39 Prozent entspricht. Die 
Tabelle verdeutlicht diese Ausführungen.

Tabelle 11: Zuwachs Plätze bzw. Pflegeverhältnisse

Anzahl Plätze 
respektive 
Pflegeverhältnisse

2024 2029 Zuwachs gegenüber 2024 Anteil 
Zuwachs

von bis von bis von bis

Heimpflege 2267 2390 2448 123 181 5,4 % 8 % 42 %

Familienpflege 646 800 900 154 254 24 % 39 % 58 %

Gesamt 2913 3190 3348 277 435 10 % 15 %

Aus diesen Überlegungen ergeben sich für die stationären Leistungen planerische Szena-
rien: Ein Szenario «Wachstum um 5,4 Prozent» und ein Szenario «Wachstum um 8 Prozent» 
für die Heimpflege sowie ein Szenario «Wachstum um 24 Prozent» und ein Szenario «Wachs-
tum um 39 Prozent» für die Familienpflege.

8.2.1	 Heimpflege

Das Platzangebot in Heimen soll kurzfristig, also in den Planjahren 2026 bis 2029, in vielen 
Bereichen ausgebaut werden, um die Deckung des Bedarfs sicherzustellen und die not-
wendige Entlastung des Systems herbeiführen zu können. Die Strategie sieht weiter vor, 
dass der Anteil an stationären Leistungen mittelfristig, gegebenenfalls im Rahmen der Pla-
nungsperiode 2030 bis 2033, unter Berücksichtigung des Bedarfs von der Heimpflege zur 
Familienpflege verlagert wird – und dass die Heimpflege primär sozialpädagogisch intensive 
Settings adressieren soll. Zudem sollen die Heimpflegeleistungen langfristig, gegebenen-
falls im Rahmen der Planungsperiode 2034 bis 2037, insbesondere im weniger intensiven 
Bereich, reduziert werden. 

Die Heimpflegeleistungen sind in unterschiedliche Kategorien gegliedert (siehe Kapitel 5.1.1 
Heimpflege); so richten sich diese an unterschiedliche Altersgruppen und Personen mit 
unterschiedlich ausgeprägten Bedürfnissen. Die nachfolgend aufgeführte Tabelle zeigt je 
Ausprägung die aktuell vorhandenen Plätze, den Zielbereich der Anzahl Plätze per 2029, 
jeweils im Szenario «Wachstum um 5,4 Prozent» und im Szenario «Wachstum um 8 Pro-
zent», die relative Veränderung der Platzzahlen je Leistungsgruppe und die je Leistungs-
gruppe zu verfolgende kurz-, mittel- und langfristige Strategie.
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Tabelle 12: Bestelldesign Heimpflege

Heimpflege  
Kanton Zürich 
bewilligte Plätze

Anzahl Plätze 
2024

Zielbereich  
2029 Plätze

Veränderung Strategie

von bis von bis

Betreutes Wohnen

Für 0- bis 25-Jährige 24

1004 1060 1080 6 % 8 %

Kurzfristig Kapazität 
schaffen,  
mittelfristig Angebotsart 
intensivieren,  
langfristig reduzieren

Für 0- bis 16-Jährige 77

Für 4- bis 25-Jährige 658

Für 4- bis 16-Jährige 217

Für 16- bis 25-Jährige 28

Für 4- bis 25-Jährige  
mit Behinderung

189

263 278 285 6 % 8 %

Kurzfristig Kapazität 
schaffen,  
mittelfristig halten,  
langfristig ggf. reduzierenFür 4- bis 16-Jährige  

mit Behinderung
54

Für 4- bis 20-Jährige  
mit Behinderung, TWSG

14

Für 4- bis 16-Jährige, 
TWSG

6

Für 0- bis 16-Jährige,  
Notfallplätze

74

146 155 162 6 % 11 %

Für 0- bis 16-Jährige 
Notfall, Krise-Diagnose

6

Für 4- bis 25-Jährige 
Notfall, Krise-Diagnose

42

Für 4- bis 25-Jährige,  
Krise-Diagnose

24

Für Eltern mit Kind 48

60 64 66 7 % 10 %Für Eltern mit Kind,  
Notfallplätze

12

Anzahl Plätze betreutes 
Wohnen

1473 1557 1593 6 % 8 %
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Heimpflege  
Kanton Zürich 
bewilligte Plätze

Anzahl Plätze 
2024

Zielbereich  
2029 Plätze

Veränderung Strategie

von bis von bis

Begleitetes Wohnen

Für 16- bis 25-Jährige 289 289 310 320 7 % 11 % Für Careleaver ausbauen

Für 4- bis 25-Jährige 109 109 116 120 6 % 10 % Kurzfristig Kapazität 
schaffen,  
mittelfristig Angebotsart 
intensivieren,  
langfristig reduzieren

Für 16- bis 25-Jährige  
mit Behinderung

10

79 84 86 6 % 9 %

Kurzfristig Kapazität 
schaffen,  
mittelfristig halten, 
langfristig ggf. reduzierenFür 4- bis 25-Jährige 

Notfall, Krise-Diagnose
3

Für Eltern mit Kind 66

Anzahl Plätze begleitetes 
Wohnen

477 510 526 7 % 10 %

Tageswohnen

Für 4- bis 25-Jährige 23

60 60 60 0 % 0 %

Halten

Für 4- bis 16-Jährige 22

Für 4- bis 25-Jährige  
mit Behinderung

4

Für 0- bis 16-Jährige, 
Notfallplätze

11

Anzahl Plätze Tageswohnen 60 60 60 0 % 0 %

Agogische Angebote

Agogische Bildung in 
beruflicher Praxis

121 127 133 5 % 10 % Für Mädchen ausbauen

Agogische Beschäftigung 136 136 136 0 % 0 % Halten

Gesamt 2267 2390 2448 5,4 % 8,0 %
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Die nachfolgende Tabelle zeigt die aktuell geplante Entwicklung der Platzzahlen bis hin zum 
erwünschten Umfang im Jahr 2029 für die beiden Szenarien «Wachstum um 5,4 Prozent» 
und «Wachstum um 8 Prozent». Die Ausbauarbeiten haben aufgrund der hohen Dringlichkeit 
bereits gestartet. Diese neuen Plätze sind in den Planwerten enthalten und auf das Jahr 
2026 umgelegt.

Tabelle 13: Entwicklung Plätze Heimpflege 2024–2029

Entwicklung der Plätze 2024 2025 2026 2027 2028 2029

Szenario Wachstum um 5,4 % 2267 2267 2299 2327 2359 2390

Zuwachs gegenüber Vorjahr Plätze * 32 28 32 31

Zuwachs gegenüber Vorjahr % 1,4 % 1,2 % 1,4 % 1,3 %

Szenario Wachstum um 8 % 2267 2267 2299 2339 2391 2448

Zuwachs gegenüber Vorjahr Plätze * 32 40 52 57

Zuwachs gegenüber Vorjahr % 1,4 % 1,7 % 2,2 % 2,4 %

*	 Zuwachswerte 2025 in 2026 übertragen

8.2.2	 Familienpflege 

Die Anzahl an Pflegeverhältnissen in der Familienpflege wie auch in der Fachfamilienpflege 
soll generell wie auch mittel- bis langfristig zur Substitution eines Anteils an Heimplatzie-
rungen ausgebaut werden. Die Planung sieht vor, dass in den Planjahren der Anteil an 
Fachpflegefamilien im gleichen Verhältnis ansteigt wie der Anteil an Pflegefamilien. Es sind 
Massnahmen geplant, die gegebenenfalls einen Einfluss auf die Zunahme des Anteils an 
Fachpflegefamilien gegenüber Pflegefamilien haben können, jedoch können die Planwerte 
nicht ermittelt werden, bevor diese Analyse- und Studienarbeiten abgeschlossen sind.

Die nachfolgend aufgeführten Tabellen zeigen die aktuell vorhandene Anzahl an Pflegever-
hältnissen und den Zielbereich der Anzahl per 2029, jeweils im Szenario «Wachstum um 
24 Prozent» und im Szenario «Wachstum um 39 Prozent». Zudem wird die geplante Entwick-
lung der Platzzahlen bis hin zum erwünschen Umfang im Jahr 2029 für die beiden Szenarien 
dargestellt. Der Ausbau an Plätzen erfolgt laufend, Zuwachswerte ab September 2024 und 
des Jahres 2025 sind in den Planwerten enthalten und auf das Jahr 2026 umgelegt.
 
Tabelle 14: Bestelldesign Familienpflege

Familienpflege Kanton 
Zürich
Bewilligungspflichtige 
Pflegeverhältnisse

Anzahl
31.08.2024

Zielbereich  
2029

Veränderung Strategie

von bis von bis

Anzahl Pflegeverhältnisse 646 800 900 24 % 39 % Ausbauen

Entwicklung Pflegeverhältnisse 2024 2025 2026 2027 2028 2029

Szenario Wachstum um 24 % 646 646 676 716 756 800

Zuwachs gegenüber Vorjahr Verhältnisse * 30 40 40 44

Zuwachs gegenüber Vorjahr % 4,6 % 5,9 % 5,6 % 5,8 %

Szenario Wachstum um 39 % 646 646 686 746 816 900

Zuwachs gegenüber Vorjahr Verhältnisse * 40 60 70 84

Zuwachs gegenüber Vorjahr % 6,2 % 8,7 % 9,4 % 10,3 %

*	 Zuwachswerte 2025 in 2026 übertragen
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Basierend auf den Massnahmen 
und Zielwerten können die  
Kosten für die Jahre 2026 bis 
2029 eingeschätzt werden.
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9	 Kostenschätzung

Für die Einschätzung der Kostenauswirkungen, die mit Umsetzung dieses Massnahmen-
plans entstehen, werden die folgend aufgeführten Werte verwendet. 

Als Basis- oder Ausgangswerte:
	– Anzahl bewilligte Plätze in der Heimpflege für das Jahr 2024
	– Anzahl bewilligungspflichtige Pflegeverhältnisse per 31. August 2024
	– Kosten der KJG-Leistungen im Rechnungsjahr 2023

Als Planwerte:
	– Entwicklung der Anzahl Plätze und der bewilligungspflichtigen Pflegeverhältnisse aus 

dem Bestelldesign

KEF-Indikatoren gemäss Konsolidiertem Entwicklungs- und Finanzplan (KEF) 
2025–2028, Budgetentwurf 2025:
	– L11 «Kinder und Jugendliche mit Kindesschutzmassnahmen im Auftrag der KESB  

und Gerichte»
	– L19 Finanzierte Aufenthaltstage Heimpflege
	– L20 Finanzierte Aufenthaltstage Familienpflege
	– B19 Kosten pro Aufenthaltstag Heimpflege Betreutes Wohnen
	– B20 Kosten pro Aufenthaltstag Heimpflege Begleitetes Wohnen
	– B21 Kosten pro Aufenthaltstag Familienpflege inkl. DAF

Da die Teuerung schwer einschätzbar ist und um die Kostenschätzung durch diese Unge-
nauigkeit nicht zu verfälschen, wird die Teuerung bei der vorliegenden Kalkulation nicht mit 
einbezogen. Zur Orientierung können die Teuerungsausgleichssätze der RRB 310/2023 für 
das Jahr 2024 und RRB 268/2024 für die Jahre 2025 bis 2028 konsultiert werden:

Tabelle 15: Prognose Ausgleichssätze Teuerung 2024–2028

Teuerung  
Ausgleichssätze zu den Vorjahren

2024 2025 2026 2027 2028

gemäss RRB 310/2023 für das Jahr 2024 2,2 %

gemäss RRB 268/2024 für die Jahre  
2025 bis 2028

1,2 % 1,1 % 1,0 % 1,0 %

9.1	 Einschätzung der Kosten für die Planjahre

Das Versorgungskonzept umfasst die Planjahre 2026 bis 2029 und definiert die Zielwerte 
für das Jahr 2029. Um die Entwicklung prozentual abschätzen zu können, wurde die Ver-
änderung gegenüber den aktuell bekannten Werten berechnet; bezüglich Kosten ist dies 
das Jahr 2023 und bezüglich Platzzahlen das Jahr 2024. Der Ausbau an Plätzen wurde auf-
grund der laufenden Entwicklung der Nachfrage bereits gestartet und erfolgt schrittweise. 
Kosten, die bereits in den Jahren 2024 und 2025 aufgrund dieses Ausbaus anfallen, sind in 
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den Planwerten enthalten und wurden im vorliegenden Versorgungskonzept auf das Jahr 
2026 umgelegt.

Heimpflege

In den Planjahren 2026 bis 2029 greift bezüglich geplanter Anzahl Plätze der erste Schritt 
der Strategie; kurzfristige Kapazität beim betreuten und begleiteten Wohnen zu schaffen. 
Zudem sollen bis 2029 Plätze für Mädchen für die agogische Bildung in beruflicher Praxis 
geschaffen werden. Die weiteren Plätze sind zu halten. So ist per Ende 2029 eine Verände-
rung der gesamten Anzahl an Plätzen in der Heimpflege von 5,4 bis 8 Prozent gegenüber 
dem Jahr 2024 geplant.

Die beiden KEF-Indikatoren B19 «Kosten pro Aufenthaltstag Heimpflege Betreutes Wohnen» 
und B20 «Kosten pro Aufenthaltstag Heimpflege Begleitetes Wohnen» weisen per 2026 ei-
nen Anstieg auf und bleiben dann für die weiteren Jahre (mit einer minimalen Abweichung) 
stabil. Über die drei KEF-Planjahre beträgt der Anstieg 2,6 resp. 3 Prozent gegenüber dem 
Jahr 2023. Der Anteil an begleitetem Wohnen ist drei Mal höher als der Anteil an betreutem 
Wohnen, weshalb dieser Prozentsatz entsprechend gewichtet wird und so über alles mit 
2,6 Prozent in die Kalkulation einfliesst. Im Anstieg des Planwerts «Kosten pro Aufenthalts-
tag» ist eine Zunahme der Kosten aufgrund der Intensivierung der institutionellen Angebote 
enthalten, was der Gesamtplanungsstrategie entspricht. Es ist davon auszugehen, dass 
die weiteren Massnahmen der Gesamtplanung zu keinem weiteren Anstieg der Kosten pro 
Aufenthaltstag führen. 

Tabelle 16: Planwerte KEF Indikatoren 2023–2028

KEF-Indikatoren aus Planung 2025 Rechnung Planwerte KEF Veränderung

2023 2026 2027 2028 2023–2028

B19 Kosten pro Aufenthaltstag Heimpflege 
Betreutes Wohnen

429 439 440 440 2,6 %

B20 Kosten pro Aufenthaltstag Heimpflege 
Begleitetes Wohnen

203 209 209 209 3,0 %

Kosten pro Aufenthaltstag Heimpflege 
gewichtet

373 382 382 382 2,6 %

Da nach dem ersten Rechnungsjahr mit KJG bei den Heimpflegeleistungen die Abgrenzun-
gen im Folgejahr ausgeglichen werden mussten, sind die Kosten der Heimpflege der Jahre 
2022 und 2023 zu mitteln. Es ergeben sich so als Basiswert Kosten in Höhe von 202,5 Mio. 
Franken für die Heimpflege. Um die Kosten für die Jahre 2026 bis 2029 zu kalkulieren wird 
der gewichtete Anstieg der Kosten pro Aufenthaltstag (2,6 Prozent) im Jahr 2026 einbe-
rechnet, wodurch eine rechnerische Basis von 207,8 Mio. Franken entsteht. Ausgehend von 
diesem Wert wird die Kostenentwicklung für die beiden Szenarien «Ausbau um 5,4 Prozent 
bis 2029» und «Ausbau um 8 Prozent bis 2029» anhand des planerischen Zuwachses über 
die Jahre 2026 bis 2029 berechnet: Bei einem Ausbau der Plätze um 5,4 Prozent entste-
hen Kosten der Heimpflege für das Jahr 2029 in Höhe von 219,0 Mio. Franken, bei einem 
Ausbau der Plätze um 8 Prozent in Höhe von 224,4 Mio. Franken, zuzüglich Teuerung. Die 
anhand des Bestelldesigns kalkulierte Kostenentwicklung über die Jahre 2026 bis 2029 ist 
der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. 
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Tabelle 17: Prognose Kosten Heimpflege 2023–2029

Heimpflege Kosten in Mio. Franken 2023 2026 2027 2028 2029

Kosten Heimpflege 2022 205,8

Kosten Heimpflege 2023 199,2

Kosten Heimpflege 2022 und 2023 gemittelt 202,5

Anstieg Kosten pro Aufenthaltstag (2,6 %) 5,3

Kosten Heimpflege 2026 ohne Ausbau 207,8

Szenario Ausbau um 5,4 % bis 2029

Zuwachs gegenüber Vorjahr 1,4 % 1,2 % 1,4 % 1,3 %

Kosten Heimpflege mit Ausbau 210,7 213,3 216,2 219,0

Szenario Ausbau um 8 % bis 2029

Zuwachs gegenüber Vorjahr 1,4 % 1,7 % 2,2 % 2,4 %

Kosten Heimpflege mit Ausbau 210,7 214,4 219,1 224,4

Familienpflege und Dienstleistungsangebote  
in der Familienpflege (DAF)

In den Planjahren 2026 bis 2029 greift bezüglich geplanter Anzahl Pflegeverhältnisse die 
Strategie des Ausbaus. So ist per Ende 2029 eine Veränderung der gesamten Anzahl an 
Pflegeverhältnissen in der Familienpflege von 24 bis 39 Prozent gegenüber dem Jahr 2024 
geplant. Die Planung sieht vor, dass in den Planjahren der Anteil an Fachpflegefamilien im 
gleichen Verhältnis ansteigt wie der Anteil an Pflegefamilien. Es sind Massnahmen geplant, 
die gegebenenfalls einen Einfluss auf die Zunahme des Anteils an Fachpflegefamilien ge-
genüber Pflegefamilien und somit auch auf die Kosten pro Aufenthaltstag haben können, 
doch können die Planwerte nicht ermittelt werden, bevor diese Analyse- und Studienarbei-
ten abgeschlossen sind.

Der KEF-Indikator B21 «Kosten pro Aufenthaltstag Familienpflege inkl. Dienstleistungsange-
bote Familienpflege» kann sowohl gegenüber 2023 als auch über die Planjahre – mit einer 
sehr geringen Schwankung – als stabil erachtet werden. Da keine Tarifanpassungen geplant 
sind, können diese Werte für die Planjahre übernommen werden.

Tabelle 18: Prognose KEF Indikatoren 2023–2028

KEF-Indikatoren aus Planung 2025 Rechnung Planwerte KEF Veränderung

2023 2026 2027 2028 2023–2028

B21 Kosten pro Aufenthaltstag Familienpflege 
inkl. DAF

154 155 154 155 0,6 %

Die Gesamtplanungsstrategie sieht vor, dass Pflegefamilien künftig stärker durch DAF-
Anbietende begleitet werden, der Anteil soll um ca. 15 Prozent erhöht werden. Von den 
Gesamtkosten für die Familienpflege inkl. DAF fallen ca. 32  Prozent für die Begleitung 
durch DAF an. Somit ist ein Kostenanstieg von 4,8 Prozent einzuberechnen (15 Prozent von 
32 Prozent).

Im Jahr 2023 betrugen die Kosten für die Familienpflege inkl. DAF 28,6 Mio. Franken. Aus-
gehend von diesem Wert wird die Kostenentwicklung für die beiden Szenarien «Ausbau 
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um 24 Prozent bis 2029» und «Ausbau um 39 Prozent bis 2029» anhand des planerischen 
Zuwachses über die Jahre 2026 bis 2029 berechnet. Zudem werden die Kosten für die 
Intensivierung der DAF-Begleitung (4,8 Prozent) einkalkuliert. Bei einem Ausbau um 24 Pro-
zent entstehen Kosten der Familienpflege inkl. DAF für das Jahr 2029 in Höhe von 37,1 Mio. 
Franken, bei einem Ausbau um 39 Prozent in Höhe von 41,8 Mio. Franken, zuzüglich Teue-
rung. Die anhand des Bestelldesigns kalkulierte Kostenentwicklung über die Jahre 2026 bis 
2029 ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.

Tabelle 19: Prognose Kosten Familienpflege inkl. DAF 2023–2029

Familienpflege Kosten in Mio. Franken 2023 2026 2027 2028 2029

Kosten Familienpflege inkl. DAF 2023 28,6

Szenario Ausbau um 24 % bis 2029

Zuwachs gegenüber Vorjahr 4,6 % 5,9 % 5,6 % 5,8 %

Kosten Familienpflege mit Ausbau  29,9  31,7  33,5  35,4 

Kosten Intensivierung DAF-Begleitung (4,8 %)  1,4  1,5  1,6  1,7 

Kosten Familienpflege mit Ausbau + DAF 31,4 33,2 35,1 37,1

Szenario Ausbau um 39 % bis 2029

Zuwachs gegenüber Vorjahr 6,2 % 8,7 % 9,4 % 10,3 %

Kosten Familienpflege mit Ausbau  30,4  33,0  36,1  39,8 

Kosten Intensivierung DAF-Begleitung (4,8 %)  1,5  1,6  1,7  1,9 

Kosten Familienpflege mit Ausbau + DAF 31,8 34,6 37,9 41,8

Sozialpädagogische Familienhilfe

In den Planjahren 2026 bis 2029 soll das Leistungsvolumen bezüglich der Leistungen der 
sozialpädagogischen Familienhilfe unverändert bleiben. Eine Tarifanpassung ist nicht vorge-
sehen. Stand heute ist anzunehmen, dass die Nachfrage an sozialpädagogischer Familien-
hilfe bis Ende 2025 noch etwas ansteigt, sich dann stabilisiert und einzig im Ausmass des 
Bevölkerungswachstums sehr geringfügig weiter ansteigt. 

Im Jahr 2023 betrugen die Kosten für die sozialpädagogische Familienhilfe 56,0 Mio. Fran-
ken. Die geschätzte Kostenentwicklung über die Jahre 2026 bis 2029 ist der nachfolgenden 
Tabelle zu entnehmen.

Tabelle 20: Prognose Kosten SPF 2023–2029

Sozialpädagogische Familienhilfe in Mio. Franken 2023 2026 2027 2028 2029

Sozialpädagogische Familienhilfe 56,0 61,4 61,5 61,5 61,6
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Abschreibungen und Zinsen

Nach heutigem Kenntnisstand ist anzunehmen, dass der Aufwand für Abschreibungen und 
Zinsen bis Ende 2025 noch ansteigt, sich dann stabilisiert und im Zuge der Amortisation 
geringfügig reduziert. 

Im Jahr 2023 betrugen die Kosten für Abschreibungen und Zinsen 3,3 Mio. Franken. Die 
geschätzte Kostenentwicklung über die Jahre 2026 bis 2029 ist der nachfolgenden Tabelle 
zu entnehmen.

Tabelle 21: Prognose Abschreibungen und Zinsen 2023–2029

Abschreibungen, Zinsen in Mio. Franken 2023 2026 2027 2028 2029

Abschreibungen und Zinsen 3,3 3,9 3,8 3,8 3,8

9.2	 Einschätzung der Gesamtkosten und des 
Gemeindeanteils

Die im vorangestellten Kapitel aufgeführten Kosten für die Leistungserbringung in der Heim- 
und Familienpflege, den Dienstleistungen in der Familienpflege und der sozialpädagogi-
schen Familienhilfe wie auch die Kostenanteile und der Abschreibungs- und Zinsaufwand 
von genehmigten Bauvorhaben und Anschaffungen, werden gemäss § 17 KJG zu 40 Pro-
zent durch den Kanton und zu 60 Prozent durch die Gemeinden getragen.

Im Jahr 2023 betrugen die Gesamtkosten 287,1 Mio. Franken. Die geschätzte Kostenent-
wicklung über die Jahre 2026 bis 2029, inklusive Gemeindeanteil von 60 Prozent an diesen 
Kosten, ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. Dabei bezeichnen die Zeilen «Sze-
nario mit geringerem Ausbau» die Berücksichtigung der Szenarien «Ausbau Heimpflege 
um 5,4 Prozent bis 2029» und «Ausbau Familienpflege um 24 Prozent bis 2029». Die Zeilen 
«Szenario mit grösserem Ausbau» bezeichnen die Berücksichtigung der Szenarien «Ausbau 
Heimpflege um 8 Prozent bis 2029» und «Ausbau Familienpflege um 39 Prozent bis 2029». 
Die Szenarien unterscheiden sich hinsichtlich der Ausbauarten für die Heim- und Familien-
pflege und beinhalten jeweils konstante Kosten für die sozialpädagogische Familienhilfe und 
für Abschreibungen und Zinsen. 

Tabelle 22: Prognose Gesamtkosten 2023–2029

Gesamtkosten in Mio. Franken 2023 2026 2027 2028 2029

Szenarien mit geringerem Ausbau 287,1 307,3 311,7 316,6 321,5

Szenarien mit grösserem Ausbau 287,1 307,8 314,2 322,3 331,4

Davon Anteil Gemeinden (60 %)

Szenarien mit geringerem Ausbau 172,2 184,4 187,0 189,9 192,9

Szenarien mit grösserem Ausbau 172,2 184,7 188,5 193,4 198,9

Der Anteil der Gemeinden wird gemäss § 18 KJG nach der Einwohnerzahl auf die einzelnen 
Gemeinden umgelegt. Die nachfolgende Tabelle zeigt die kalkulierten Gemeindeanteile je 
Einwohnerin und Einwohner, anhand der vom Statistischen Amt des Kantons Zürich prog-
nostizierten Einwohnerzahlen, je Szenario und Jahr.
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Tabelle 23: Prognose Gemeindeanteil 2023–2029

Gemeindeanteil  
pro Einwohner/in in Fr.

2023 2026 2027 2028 2029

Bevölkerungszahlen Kanton Zürich  1 602 082  1 642 021  1 655 787  1 670 412  1 686 387 

Szenarien mit geringerem Ausbau  107,5  112,3  113,0  113,7  114,4 

Szenarien mit grösserem Ausbau  107,5  112,5  113,9  115,8  117,9 

9.3	 Ausblick auf die Kosten ab 2030

Die Gesamtplanungsstrategie sieht vor, dass Anteile an stationären Leistungen, jeweils un-
ter Berücksichtigung des Bedarfs, mittelfristig, gegebenenfalls im Rahmen der Planungs
periode 2030 bis 2033, von der Heimpflege zur Familienpflege verlagert werden. Zudem, 
dass die Heimpflegeleistungen langfristig, gegebenenfalls im Rahmen der Planungsperiode 
2034 bis 2037, reduziert werden, der Anteil der Familienpflege jedoch stabil bleibt. Da die 
Kosten pro Aufenthaltstag in der Familienpflege gegenüber der Heimpflege niedriger aus-
fallen, ist mit dieser Entwicklung von einer Reduktion der Kosten bei den stationären Leis-
tungen auszugehen. 

Die Entwicklung der Umfeldfaktoren und der Nachfrage an ergänzenden Hilfen zur Erzie-
hung wird laufend verfolgt. Die entsprechenden Prognosen fliessen in die nächste Pla-
nungsperiode ein. Es ist somit laufend zu beurteilen, wie sich das Angebot zu entwickeln 
hat, welche Massnahmen zu ergreifen sind und wie sich die Kosten entwickeln.
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10	Dank

Das AJB bedankt sich herzlich bei den Mitgliedern des Begleitgremiums, deren konstruktive 
und vertrauensvolle Mitarbeit massgeblich dazu beigetragen hat, die Massnahmen praxis
orientiert zu konzipieren und das Versorgungskonzept breit abzustützen. Ein besonderer 
Dank geht an die Mitarbeitenden des Staatslabors, die mit ihrer konstruktiven und bedach-
ten Begleitung und Moderation zum Gelingen des Prozesses beigetragen haben. Weiter gilt 
ein grosses Dankeschön allen Teilnehmenden der Regionalkonferenzen, den Teilnehmen-
den der Onlinebefragung, den befragten Kindern und Jugendlichen sowie den Mitarbeiten-
den des Zentralbereichs ergänzende Hilfen zur Erziehung, die mit ihrem Expertenwissen 
dem Prozess der Gesamtplanung die nötige Weitsicht und Detailtiefe verliehen haben. Nicht 
zuletzt gelten unser Dank und unsere Anerkennung den unzähligen Personen, die sich in 
unterschiedlichen Aufgaben und diversen Organisationen täglich für das Wohl der Kinder, 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen im Kanton Zürich engagieren.
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